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A. Prüfungsauftrag und Unabhängigkeitsbestätigung 

I. Prüfungsauftrag 

1. Die Betriebsleitung der 

Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold, Versmold, 

(im Folgenden kurz "Abwasserbeseitigung" oder "Betrieb" genannt) 

erteilte uns am 5. September 2018 mit Zustimmung der gpa in Herne den Auftrag, den Jahresab-

schluss des Betriebes für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 unter Einbezie-

hung der Buchführung und den Lagebericht für dieses Wirtschaftsjahr gemäß § 106 GO NRW 

i.V.m. der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfungen bei Eigenbetrieben 

und prüfungspflichtigen Einrichtungen zu prüfen. 

2. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt E. 

3. Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 vereinbart. 

4. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir diesen Bericht nach 

den Grundsätzen des IDW PS 450 n.F., dem der von uns geprüfte Jahresabschluss sowie der ge-

prüfte Lagebericht als Anlagen beigefügt sind. Der Bericht ist an die gpa NRW und den geprüften 

Betrieb gerichtet. 

5. Wir haben zusätzlich einen Erläuterungsteil erstellt, der diesem Bericht beigefügt ist. Der Erläute-

rungsteil enthält gesetzlich nicht vorgeschriebene Aufgliederungen und Hinweise zu den einzel-

nen Posten des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 

unter Angabe der jeweiligen Vorjahreszahlen. 

II. Bestätigung der Unabhängigkeit 

6. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter 

7. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage der Abwasserbeseitigung der 

Stadt Versmold durch die gesetzlichen Vertreter (siehe Anlage I) dar: 

8. Der Lagebericht enthält unseres Erachtens folgende Kernaussagen zum Geschäftsverlauf und zur 

Lage des Betriebes: 

• Der Jahresüberschuss 2018 beträgt T€ 603. Die geplante Eigenkapitalverzinsung von T€ 623 
konnte nicht vollständig erwirtschaftet werden. Der Jahresüberschuss soll als Teil der Eigenka-
pitalverzinsung an die Stadt Versmold abgeführt werden. 

• Die Gebührensätze wurden für das Wirtschaftsjahr 2018 angepasst. Mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2018 wurde die Schmutzwassergebühr auf € 2,18 je m³ gesenkt und die Regenwasserge-
bühr auf € 0,63 je m² erhöht. 

• Die Umsatzerlöse sind im Jahresvergleich um T€ 36 bzw. 0,9 % auf T€ 4.111 gestiegen. Ur-
sächlich waren im Wesentlichen die höheren Kanalbenutzungsgebühren. Als Ergebnis der Ge-
bührennachkalkulation sind für das Wirtschaftsjahr 2018 Gebührenüberdeckungen errechnet 
worden. Als Saldo aus der gebührenstützenden Auflösung für 2018 und der Nachkalkulation 
ergaben sich T€107, die aufwandwirksam erfasst wurden. 

• Insbesondere die Klärschlammentsorgung führte weiter zu Problemen, da infolge neuer ge-
setzlicher Vorschriften Klärschlämme nicht mehr landbaulich verwertet werden dürfen. Für die 
noch zu entsorgende Menge wurde eine Rückstellung gebildet. 

• Die Investitionen des Wirtschaftsjahres 2018 von T€ 3.238 konnten nicht durch die Mittelzu-
flüsse aus der laufenden Geschäfts- und der Finanzierungstätigkeit finanziert werden; somit 
erhöhte sich der negative Finanzmittelfonds um T€ 1.533 auf T€ 2.031. 

• Das langfristig gebundene Vermögen ist auch weiterhin nicht vollständig durch gleichfristige 
Mittel finanziert. Zum Bilanzstichtag besteht eine Unterdeckung von T€ 3.654. 

9. Der Lagebericht enthält zur künftigen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken 

unseres Erachtens folgende Kernaussagen: 

• Der Strombedarf der Kläranlage soll nach Aussage des Betriebsleiters weiter langfristig durch 
den Betrieb des Blockheizkraftwerkes in Verbindung mit der Verwertung energiereicher Flotat-
schlämme größtmöglich gedeckt werden, da dies zu einer nicht unerheblichen Kostenreduzie-
rung führt.  

• Die von der Bezirksregierung Detmold für die Betriebserlaubnis der Kläranlage festgesetzten 
neuen Einleitungsgrenzwerte, führten häufig zu einem höheren Stromverbrauch und einem 
weiteren Betriebsmitteleinsatz. Die Verlängerung der Einleitungsgenehmigung bis zum 31. De-
zember 2020 ist eine sichere Grundlage für die Einhaltung der Einleitungsparameter.  

• Aufgrund des Alters der Zentralkläranlage und der Nebenanlagen erwartet der Betriebsleiter 
auch in den nächsten Jahren höhere Aufwendungen für Reparaturen und Ersatzteile; daher 
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wird weiter das Ziel verfolgt, Einsparungen durch optimierte Betriebsabläufe und energieeffi-
zientere Maschinen zu erzielen. 

• Eine auf Substanzerhaltung ausgerichtete Sanierung der Kanalnetze und eine permanente Ver-
besserung der Betriebsanlagen sollen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgeführt wer-
den. In den Folgejahren sind verschiedene Kanalsanierungsmaßnamen im Stadtgebiet Vers-
mold geplant. 

• Der Betrieb verfolgt weiter das Ziel der Gebührenkonstanz; 2019 werden die Gebühren im Ver-
gleich zum Landesdurchschnitt im unteren Drittel zu finden sein. 

• Für das Wirtschaftsjahr 2019 ist ein Jahresüberschuss von T€ 380 geplant, der als Eigenkapi-
talverzinsung an den Kernhaushalt der Stadt Versmold abgeführt werden soll. 

10. Die Beurteilung der Lage des Betriebes, insbesondere die Beurteilung des Fortbestandes und der 

wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung des Betriebes, ist plausibel und fol-

gerichtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnis-

sen ist die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter dem Umfang nach angemessen und inhalt-

lich zutreffend. 
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II. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

11. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 23. Septem-

ber 2019 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold, Versmold 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold, Versmold,  

– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht der Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 

zum 31. Dezember 2018 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2018 sowie seiner Ertragslage für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-

antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungs-

vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unab-

hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
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Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 

in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-

tung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 

die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 

notwendig bestimmt haben um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 

von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 

dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-

ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-

berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 

zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 

Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
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Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-

stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 

oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 

erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-

schlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflus-

sen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.  

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
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auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigen-
betriebsähnliche Einrichtung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung ver-
mittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit dem für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

12. Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der nach den für alle Kaufleute geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB), den ergänzenden Vorschriften für Kapital-

gesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) sowie den weiteren rechtsformspezifischen Bestimmungen 

(§§ 21 ff. EigVO NRW) aufgestellte Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2018, bestehend aus Bilanz, Gewinn-und Verlustrechnung und Anhang sowie der 

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2018. Die Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit von 

Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht tragen die gesetzlichen Vertreter der eigenbe-

triebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen einer Prüfung dahingehend 

zu unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet worden sind. Den 

Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lage-

berichts hat sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lage-

berichts beachtet worden sind. 

13. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veröffent-

lichten Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach 

§ 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. 

14. Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes des Betriebes, insbesondere ob 

alle Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns erteilten 

Auftrags zur Jahresabschlussprüfung. 

15. Unsere Prüfung haben wir mit Unterbrechungen in den Monaten Juli bis September 2019 im Rat-

haus der Stadt Versmold sowie abschließende Arbeiten in unserer Niederlassung in Bielefeld 

durchgeführt. 

16. Ausgangspunkt war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

versehene Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2017. 

17. Bei Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB, des § 106 GO NRW 

i.V.m. der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 

eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen und die in den Prüfungsstandards des IDW niedergelegten 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung so 

angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf 

die Darstellung des den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Fi-
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nanz- und Ertragslage des Jahresabschlusses wesentlich auswirken, erkennen konnten. Gegen-

stand unseres Auftrages waren nicht die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, 

wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, und außerhalb der Rechnungsle-

gung begangener Ordnungswidrigkeiten. Prüfungsplanung und Prüfungsdurchführung haben wir 

jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die Rechnungslegung wesentlich 

sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die gesetzlichen Vertreter des Betriebes 

sind für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung bzw. Aufde-

ckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich; die Überwachung obliegt dem Betriebsausschuss, 

der dabei auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmaßnahmen berücksichtigt. 

18. Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst einen aktuellen 

Überblick über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes verschafft und uns durch 

Gespräche mit der Betriebsleitung mit den Geschäftsrisiken befasst, die zu wesentlichen Fehlern in 

der Rechnungslegung führen können. Zudem haben wir untersucht, welche Maßnahmen der Be-

trieb ergriffen hat, um diese Geschäftsrisiken zu bewältigen. In diesem Zusammenhang haben wir 

eine Prüfung der Angemessenheit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems des 

Betriebes durchgeführt (Aufbauprüfung). 

19. Diese Kenntnisse haben wir bei der Bestimmung unseres weiteren Prüfungsvorgehens berücksich-

tigt. In den Bereichen, in denen die Betriebsleitung angemessene interne Kontrollen zur Begren-

zung dieser Risiken eingerichtet hat, haben wir Funktionsprüfungen durchgeführt, um uns von der 

kontinuierlichen Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu überzeugen. Der Grad der Wirksamkeit die-

ser internen Kontrollen bestimmte anschließend Art und Umfang unserer Prüfung einzelner Ge-

schäftsvorfälle und Bestände sowie der von uns durchgeführten analytischen Prüfungshandlungen 

(aussagebezogene Prüfungshandlungen). Soweit wir aufgrund der Wirksamkeit der bei dem Be-

trieb eingerichteten internen Kontrollen von der Richtigkeit des zu überprüfenden Zahlenmaterials 

ausgehen konnten, haben wir die Untersuchung von Einzelvorgängen weitgehend eingeschränkt. 

Insbesondere bei Geschäftsvorfällen, die nach ihrer Art in größerer Zahl nach identischen Verfah-

ren erfasst und - nach unseren bisherigen Feststellungen im Rahmen eines wirksamen internen 

Kontrollsystems - abgewickelt wurden, trat die Prüfung der stetigen Anwendung der maßgebli-

chen internen Kontrollen des Betriebes in den Vordergrund. In den übrigen Bereichen haben wir 

im Wesentlichen Einzelfallprüfungen auf der Basis von Stichproben und analytische Prüfungs-

handlungen durchgeführt. 

20. Im Rahmen der Einzelfallprüfungen von Abschlussposten des Betriebes haben wir u.a. Liefer- und 

Leistungsverträge, Darlehensverträge sowie sonstige Geschäftsunterlagen eingesehen. Laut Aus-

kunft der Betriebsleitung bestehen keine wesentlichen Risiken aus vorhandenen Rechtsstreitigkei-

ten. Zur Prüfung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen wurden 

Saldenbestätigungen zum 31. Dezember 2018 eingeholt. In den Fällen, in denen wir keinen Rück-

lauf erhalten haben, haben wir alternative Prüfungshandlungen durchgeführt. Zur Prüfung der 
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Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Versmold haben wir zum 31. Dezember 

2018 eine Bestätigung der Stadt eingeholt. Zur Prüfung der geschäftlichen Beziehungen mit Kre-

ditinstituten haben wir uns zum 31. Dezember 2018 Bankbestätigungen zukommen lassen.  

21. Von den gesetzlichen Vertretern und den von ihnen beauftragten Mitarbeitern sind uns alle ver-

langten Aufklärungen und Nachweise erbracht worden. 

22. Die gesetzlichen Vertreter haben uns die berufsübliche schriftliche Vollständigkeitserklärung zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht mit dem ergänzenden Modul für Eigenbetriebe/eigenbe-

triebsähnliche Einrichtungen erteilt. 
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

23. Die Buchführung und das Belegwesen sind nach unseren Feststellungen ordnungsgemäß und ent-

sprechen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den weiteren ge-

prüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen führen zu einer ordnungsgemäßen Abbil-

dung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht. 

24. Bei unserer Prüfung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die vom 

Betrieb getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit 

der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten. 

25. Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unseren Feststellungen grundsätz-

lich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Si-

cherung des Buchungsstoffes zu gewährleisten. 

2. Jahresabschluss 

26. Im Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, für das 

Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 des Betriebes wurden die gesetzlichen Vor-

schriften einschließlich der rechtsformspezifischen Vorschriften sowie die Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung in allen wesentlichen Belangen beachtet. 

27. Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgemäß aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen Ansatz-, 

Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen eingehalten. Das gesetzliche 

Gliederungsschema der Bilanz gemäß § 266 HGB sowie der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß 

§ 275 HGB wurde um die im Anhang genannten Posten ergänzt. 

28. Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in allen we-

sentlichen Belangen vollständig und zutreffend. 
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3. Lagebericht 

29. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften 

(§ 289 HGB, § 25 EigVO NRW). 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

30. Der Jahresabschluss entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt unter Be-

achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. 

31. Hinsichtlich der wesentlichen Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen verweisen wir  auf 

den Anhang des Betriebes (Anlage II). 

32. Im Berichtsjahr wurden gegenüber dem Vorjahr keine Veränderungen der Bewertungsgrundlagen 

vorgenommen, die einen Einfluss auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses haben. Des Weite-

ren verweisen wir zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden auf die Ausführungen im An-

hang des Betriebes (Anlage II). 
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III. Weitere Erläuterungen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

1. Vermögens- und Kapitalstruktur 

33. In dieser Übersicht haben wir die Bilanzzahlen nach wirtschaftlichen und finanziellen Gesichts-

punkten zusammengefasst bzw. miteinander verrechnet. Dabei haben wir den Jahresüberschuss, 

der als Eigenkapitalverzinsung an die Stadt abgeführt werden soll, den kurzfristigen Verbindlich-

keiten gegenüber der Stadt zugeordnet. Ebenfalls wurden die Forderungen an die Stadt mit den 

entsprechenden Verbindlichkeiten saldiert. 

 

34. In das Anlagevermögen wurden im Berichtsjahr T€ 3.238 (Vorjahr T€ 2.761) investiert; wesentli-

che Investitionen betrafen das Kanalnetz einschließlich Hausanschlüsse (T€ 2.246) sowie die Anla-

gen im Bau (T€ 217). Unter Berücksichtigung der Abschreibungen (T€ 1.298), der Investitionszu-

schüsse (T€ 224) und der Abgänge (Restbuchwert T€ 3) hat sich der Buchwert des Anlagevermö-

gens um T€ 1.713 erhöht. Mit 98,6 % (Vorjahr 98,4 %) dominiert das Anlagevermögen weiterhin 

die Aktivseite der Bilanz. 

35. Im kurzfristigen Bereich beinhalten die Forderungen gegen Fremde insbesondere Forderungen aus 

Betriebskostenbeteiligungen der Industriebetriebe (T€ 116; Vorjahr T€ 55), aus Einspeisevergü-

tungen gemäß KWK-G (unverändert T€ 26), aus Kanalbenutzungsgebühren (T€ 33; Vorjahr 

T€ 25) und aus der Industriebeteiligung an den Investitionen der Kläranlage (T€ 209; Vorjahr 

T€ 282). 

Verände-
rung

Aktiva T€ % T€ % T€
Immaterielle Vermögensgegenstände 153 0,5 166 0,5 -13
Sachanlagen 29.916 98,1 28.190 97,9 1.726
Langfristig gebundenes Vermögen 30.069 98,6 28.356 98,4 1.713
Kurzfristige Forderungen gegen Fremde 421 1,4 447 1,6 -26
Kurzfristig gebundenes Vermögen 421 1,4 447 1,6 -26

30.490 100,0 28.803 100,0 1.687
Passiva
Eigenkapital 10.858 35,6 10.858 37,7 0
Sonderposten für Investitionszuschüsse 117 0,4 120 0,4 -3
Ertragszuschüsse 2.718 8,9 2.787 9,7 -69
Langfristige Verbindlichkeiten 12.721 41,7 12.403 43,1 318
Langfristig verfügbare Mittel 26.414 86,6 26.168 90,9 246
Kurzfristige Verbindlichkeiten  

gegenüber Kreditinstituten 2.046 6,7 507 1,8 1.539
gegenüber der Stadt 1.046 3,5 1.031 3,5 15
gegenüber Fremden 984 3,2 1.097 3,8 -113

Kurzfristige Fremdmittel 4.076 13,4 2.635 9,1 1.441
30.490 100,0 28.803 100,0 1.687

31.12.2018 31.12.2017
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36. Das Eigenkapital beträgt unverändert T€ 10.858, da der Jahresüberschuss von T€ 603 als Teil der 

Eigenkapitalverzinsung an den Haushalt der Stadt abgeführt werden soll. Die Eigenkapitalquote 

an der gestiegenen Bilanzsumme verringerte sich um 2,1 %-Punkte auf 35,6 %. 

37. Im Sonderposten für Investitionszuschüsse werden Zuschüsse zum Anlagevermögen ausgewiesen; 

diese werden entsprechend der Nutzungsdauer der finanzierten Anlagen aufgelöst. Die Auflösung 

des Berichtsjahres betrug T€ 3. 

38. Bei den Ertragszuschüssen standen den Zuführungen von T€ 109 Auflösungen von T€ 178 gegen-

über. 

39. Die langfristigen Verbindlichkeiten - ausschließlich Darlehen - erhöhten sich aufgrund der Dar-

lehnsaufnahmen von T€ 1.000 unter Berücksichtigung der planmäßigen Tilgungen des Berichts-

jahres von T€ 684 um T€ 318. 

40. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten enthalten den Kapitaldienst des 

vierten Quartals 2018 und Zinsabgrenzungen von insgesamt T€ 5 sowie den negativen Saldo des 

Kontokorrentkontos bei der Stadtsparkasse Versmold (T€ 2.031). 

41. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt entfallen im Wesentlichen auf den Saldo 

aus laufender Verrechnung (T€ 572; Vorjahr T€ 1.048); dieser Saldo wurde dem Girokonto der 

Abwasserbeseitigung Anfang 2019 belastet. Weiterhin wird hier auch der noch abzuführende Jah-

resüberschuss 2018 (T€ 603) gezeigt. Saldiert wurden die Ansprüche an die Stadt von T€ 133, 

diese betreffen im Wesentlichen Erschließungsbeiträge. 

42. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Fremden von T€ 984 betreffen überwiegend Rück-

stellungen (T€ 169; Vorjahr T€ 536), Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (T€ 494; 

Vorjahr T€ 347) sowie Verpflichtungen aus Gebührennachkalkulationen von T€ 282. 
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43. Die Finanz- und Liquiditätslage lässt sich im Vergleich zum Vorjahr anhand der nachfolgenden Ka-

pitalflussrechnung darstellen: 

 

44. Bei dem negativen Finanzmittelfonds handelt es sich um kurzfristige Kontokorrentverbindlichkei-

ten. 

45. Die Gegenüberstellung von langfristig gebundenem Vermögen und langfristig verfügbaren Mitteln 

ergibt zum Bilanzstichtag eine Unterdeckung: 

 

46. Das langfristig gebundene Vermögen ist nicht vollständig durch gleichfristige Mittel gedeckt. Zum 

31. Dezember 2018 erhöhte sich die Unterdeckung um T€ 1.467 auf T€ 3.655. In dieser Höhe ist 

das langfristig gebundene Vermögen kurzfristig finanziert. Die Zahlungsfähigkeit war unterjährig 

jederzeit gegeben. 

2018 2017
T€ T€

Periodenergebnis 603 114
+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 1.298 1.243
- Auflösung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse -3 -4
- Auflösung der Ertragszuschüsse -178 -177

-/+ Ab-/Zunahme der kurzfristigen Rückstellungen -366 393
+ Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 3 7

+/- Ab-/Zunahme der Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen sowie sonstiger Aktiva, die nicht der
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 26 -149

-/+ Ab-/Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder 
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind -220 417

+/- Zinsaufwendungen/Zinserträge 249 274
= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit                   1.412 2.118
- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -3.233 -2.740
- Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlage-

vermögen -5 -21
= Cashflow aus der Investitionstätigkeit -3.238 -2.761
- Auszahlungen an die Stadt (Eigenkapitalverzinsung) -114 -317
+ Einzahlungen aus Ertragszuschüssen 109 84
+ Einzahlungen aus Investitionszuschüssen 224 297
+ Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 1.000 1.500
- Auszahlungen aus der Tilgung von Krediten -683 -1.185
- Gezahlte Zinsen -249 -269
= Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 287 110

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds -1.539 -533
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode -492 41
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode -2.031 -492

T€ % T€ %
Langfristig gebundenes Vermögen 30.069 113,8 28.356 108,4
Langfristig verfügbare Mittel 26.414 100,0 26.168 100,0
Unterdeckung -3.655 -13,8 -2.188 -8,4

31.12.2018 31.12.2017
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47. Für 2019 sieht der Vermögensplan Investitionen von € 2,8 Mio und Darlehenstilgungen von 

€ 0,7 Mio vor. Die Finanzierung soll im Wesentlichen durch Abschreibungen von € 1,3 Mio, durch 

eine Darlehnsaufnahme von € 1,9 Mio sowie durch Zuschüsse erfolgen. 

2. Ertragslage 

48. Nachfolgend werden zum Einblick in die Ertragslage die Zahlen der Gewinn- und Verlustrechnung 

in zusammengefasster Form und nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen gegliedert den Ver-

gleichszahlen des Vorjahres gegenübergestellt. 

 

49. Das Wirtschaftsjahr 2018 schließt mit einem Jahresüberschuss von T€ 603. Damit ist die kalkulato-

rische Eigenkapitalverzinsung von T€ 623 im Berichtsjahr nicht vollständig erwirtschaftet worden. 

Das Betriebsergebnis nahm aufgrund gestiegener Umsatzerlöse und im Wesentlichen aufgrund der 

gesunkenen betrieblichen Aufwendungen um T€ 404 auf T€ 852 zu. Die Aufwendungen waren im 

Vorjahr zusätzlich geprägt durch die Aufwendungen für die Klärschlammentsorgung. Nach Ver-

rechnung des um T€ 24 geringeren Aufwandssaldos des Finanzergebnisses von T€ 249 ergab sich 

ein Jahresüberschuss von T€ 603. 

50. Die Umsatzerlöse erhöhten sich um T€ 36 (0,9 %) auf T€ 4.111. Sie umfassen im Wesentlichen die 

Kanalbenutzungsgebühren einschließlich Straßenentwässerungsanteil, die Betriebskostenbeteili-

gung der Industrie, Erträge aus Flotatschlammentsorgung und die Erträge aus der Auflösung der 

Baukostenzuschüsse.  

51. Die Erlöse aus den Kanalbenutzungsgebühren nahmen insgesamt um T€ 15 ab. Dies ist im Wesent-

lichen auf einen geringeren Gebührensatz im Bereich Schmutzwasser und einer geringfügig  

(-0,03 %) gesunkenen Entsorgungsmenge zu erklären. Die Erlöse sanken somit um T€ 66 oder 

(3,1 %) auf T€ 2.043.  

Ergebnis-
veränderung

T€ % T€ % T€
Umsatzerlöse 4.111 98,7 4.075 99,3 36
Sonstige betriebliche Erträge 54 1,3 29 0,7 25
Betriebliche Erträge 4.165 100,0 4.104 100,0 61
Materialaufwand 1.079 25,9 1.531 37,3 452
Personalaufwand 622 14,9 625 15,2 3
Abschreibungen 1.298 31,2 1.243 30,3 -55
Übrige betriebliche Aufwendungen 314 7,5 318 7,8 4
Betriebliche Aufwendungen 3.313 79,5 3.717 90,6 404
Betriebsergebnis 852 20,5 387 9,4 465
Finanzergebnis -249 -6,0 -273 -6,6 24
Jahresüberschuss 603 14,5 114 2,8 489

2018 2017
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52. Im Bereich Regenwasser nahm die zu veranlagende Fläche um 11.616 m² bzw. 0,8 % zu; gleichzei-

tig wurde im Berichtsjahr die Gebühr um ct 3,0 auf € 0,63 je m² angehoben. Die Erlöse erhöhten 

sich somit um T€ 51 bzw. 5,9 % auf T€ 919.  

53. Der städtische Straßenentwässerungsanteil betrug im Berichtsjahr T€ 470 (Vorjahr T€ 395). Die 

Stadt erstattet unverändert der Abwasserbeseitigung prozentual im Verhältnis der städtischen Flä-

chen zu den insgesamt veranlagten Flächen die Gesamtkosten der Regenwasserbeseitigung. 

54. Die anteiligen Betriebskosten der Industrie von T€ 404 (T€ +61) werden nach den in den Verträ-

gen festgelegten Verfahren abgerechnet. 

55. In den Umsatzerlösen enthalten sind des Weiteren die Auflösung der Ertragszuschüsse mit T€ 178 

(T€ +1) und die Erträge aus der Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen mit T€ 99 

(T€ +15). Daneben werden in den Umsatzerlösen Einspeisevergütungen gemäß KWK-G, Erstat-

tungen von Betriebskosten sowie ein Verwaltungskostenbeitrag ausgewiesen. 

56. In der Gebührenkalkulation 2018 wurden T€ 42 Gebührenüberschüsse aus Vorjahren berücksich-

tigt. Aufgrund der Nachkalkulation für das Wirtschaftsjahr 2018 ergaben sich Überdeckungen von 

T€ 150.  

57. Die sonstigen betrieblichen Erträge betreffen im Wesentlichen Erträge aus der Auflösung von 

Rückstellungen T€ 26 und aus der Auflösung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse von un-

verändert T€ 3. 

58. Der Materialaufwand verringerte sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 452 oder 29,5 % auf 

T€ 1.079. 

59. Der Rückgang der Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe um T€ 20 auf T€ 407 ist im 

Wesentlichen durch geringere Aufwendungen für Chemikalien (T€ -18) und für den Strombezug 

(T€ -13) bedingt. Von den Strombezugsaufwendungen (T€ 165) entfallen auf die Kläranlage 

T€ 101 (Vorjahr T€ 115); die abgerechnete Strommenge betrug im Berichtsjahr 464 MWh (Vor-

jahr 539 MWh). Die Aufwendungen für Labormaterial erhöhten sich um T€ 6. 

60. Die Aufwendungen für bezogene Leistungen betrugen im Berichtsjahr T€ 597 (T€ -428). Die Ver-

änderung ist im Wesentlichen auf die Bildung einer Rückstellung (T€ 410) im Vorjahr für die Ent-

sorgung des in 2017 gelagerten Klärschlamms zurückzuführen. Die Unterhaltungsaufwendungen 

im Bereich des Kanalnetzes liegen mit T€ 70 um T€ 37 unter dem Vorjahreswert. Zusätzlich erhöh-

ten sich die Aufwendungen für die Unterhaltung der Kläranlage um T€ 113 auf T€ 305. Die Auf-

wendungen sind im Berichtsjahr durch Unterhaltungs- und Wartungsarbeiten der Kläranlage und 

des BHKWs belastet.  

61. Die Abwasserabgaben liegen mit T€ 75 um T€ 4 unter dem Vorjahreswert. 
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62. Der Personalaufwand verringerte sich um T€ 3 auf T€ 622. Dies ist trotz der Tariferhöhung zum 

1. März 2018 um 3,19 % auf den geringeren durchschnittlichen Personalstand und auf die Verän-

derung der Urlaubsrückstellung im Vorjahr zurückzuführen. Der Betrieb beschäftigte in 2018 

durchschnittlich 10 Vollzeitbeschäftigte (Vorjahr 11 Vollzeitbeschäftigte).  

63. Die Abschreibungen nahm um T€ 55 auf T€ 1.298 zu; dies entspricht einem durchschnittlichen Ab-

schreibungssatz von unverändert 1,9 % bezogen auf die fertig gestellten Anlagen. Der Betrieb 

schreibt grundsätzlich linear ab.  

64. Die übrigen betrieblichen Aufwendungen (T€ 314; Vorjahr T€ 318) werden weiterhin durch den 

Verwaltungskostenbeitrag an die Stadt Versmold (T€ 155; Vorjahr T€ 152) bestimmt. Damit wer-

den die Personal- und Sachkosten der Stadt abgegolten. Die übrigen betrieblichen Aufwendungen 

enthalten u.a. Aufwendungen für Beratungs- und Jahresabschlusskosten, EDV-Kosten und Versi-

cherungsprämien sowie Aufwendungen für Personalgestellung. 

65. Nach Verrechnung der betrieblichen Erträge mit den betrieblichen Aufwendungen verbleibt ein 

um T€ 465 höheres Betriebsergebnis von T€ 852, aus dem das negative Finanzergebnis (Saldo aus 

Zinserträgen und Zinsaufwendungen) von T€ 249 vollständig gedeckt werden konnte. Das nega-

tive Finanzergebnis verringerte sich um T€ 24. Diese Entwicklung ist trotz gestiegenem Darlehens-

stand darauf zurückzuführen, dass die Darlehensaufnahmen bzw. -prolongationen des Berichts-

jahres zu günstigeren Konditionen erfolgten. Der durchschnittliche Zinssatz für die langfristigen 

Darlehen (ohne SWAP) beträgt 1,5 % p.a.(Vorjahr 1,8 % p.a.). 

66. Der Jahresüberschuss (T€ 603) soll als Teil der Eigenkapitalverzinsung an den Haushalt der Stadt 

Versmold abgeführt werden. 
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E. Feststellungen gemäß § 53 HGrG 

67. Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

sowie IDW PS 720 (Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) 

beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit 

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen Vorschriften der Eigen-

betriebsverordnung und den Bestimmungen der Betriebssatzung geführt worden sind. 

68. Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage IV (Fragenkatalog zur 

Prüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Auf folgende Sachverhalte weisen wir hin: 

• Die Betriebssatzung ist hinsichtlich der Frist zur Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt sowie der Zwischenberichterstattungstermine zu ändern. 

69. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach un-

serer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung 

sind. 
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Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold 
 
 
 
Lagebericht 2018 
 
 
Grundlagen des Betriebes 
 
 
Die Aufgabe der am 01.01.1994 aus dem städtischen Haushalt ausgegliederten Abwas-
serbeseitigung ist nach § 1 Abs. 2 der Betriebssatzung die Beseitigung des auf dem Gebiet 
der Stadt Versmold anfallenden Schmutzwassers und Niederschlagwassers. 
 

Hierzu betreibt die eigenbetriebsähnliche Einrichtung „Abwasserbeseitigung“ an der Wie-
senstraße eine Zentralkläranlage. Darüber hinaus unterhält sie weitere Abwasseranlagen 
und Sonderbauwerke wie Regenüberlaufbecken, Klärbecken und Pumpwerke. Aus den 
Stadtteilen Bockhorst, Hesselteich, Loxten, Oesterweg und Peckeloh werden alle anfallen-
den Abwässer über ein Druckrohrleitungssystem der Zentralkläranlage Versmold zuge-
führt. 
 

Die Gebühren werden gemäß § 6 der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Versmold vom 23.12.1996 in der Fassung der 11. Änderungssatzung erhoben. Der 
Gebührensatz für die Schmutzwassergebühr 2018 wurde gem. Beschluss der Stadtvertre-
tung vom 14.12.2017 mit Wirkung zum 01.01.2018 auf 2,18 €/cbm festgesetzt. Die Regen-
wassergebühr bemisst sich nach den bebauten und befestigten Grundstücksflächen, die 
unmittelbar oder mittelbar an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind. Sie be-
trägt für das Wirtschaftsjahr 2018 0,63 € je qm Versiegelungsfläche. 
 
Für die Entsorgung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben wurden die Entsor-
gungsgebühren mit der 8. Änderung der Entsorgungsgebührensatzung vom 14.12.2017 
angepasst. Für das Wirtschaftsjahr 2018 betrug der Entsorgungssatz für Fäkalschlamm 
unverändert 50,00 €/cbm und für Abwasser 18,00 €/cbm (Vorjahr 15,50 €/cbm). 
 
Gemäß § 53 Abs. 1 LWG haben die Gemeinden, soweit dies erforderlich ist, die zur ord-
nungsgemäßen Abwasserbeseitigung notwendigen Abwasseranlagen in angemessenen 
Zeiträumen zu errichten, zu erweitern oder den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
anzupassen. Die Stadtvertretung der Stadt Versmold hat einen Finanzplan beschlossen, 
der jährlich fortgeschrieben wird. Darin sind die erforderlichen Investitionen im Einzelnen 
festgelegt. 
 
 
Ergebnisverwendung 
 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 2018 weist einen Jahresüber-
schuss in Höhe von 602.864,33 € aus. Dieser Betrag soll als Teil der in der Gebührenkal-
kulation berücksichtigten Eigenkapitalverzinsung an den Haushalt der Stadt Versmold ab-
geführt werden. 
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Gewinn- und Verlustrechnung im Vorjahresvergleich 
 
Zu den wesentlichen finanziellen Steuerungsgrößen und damit bedeutsamen finanziellen 
Leistungsindikatoren des Betriebes zählt das Jahresergebnis. 
 
1. Umsatzerlöse 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung 2018 weist einen Anstieg des Gesamtbetrages der Um-
satzerlöse im Vorjahresvergleich auf 4.111 T€ (+ 36 T€ / + 0,9 %) aus. Diese Steigerung 
resultiert bei fast konstanten Kanalbenutzungsgebühren (- 15 T€) vor allem aus höheren 
Straßenentwässerungsgebühren (+ 75 T€) und aus einer höheren Betriebskostenbeteili-
gung (+ 61 T€). Der Saldo aus der Auflösung der Verbindlichkeit für Gebührenüberschüsse 
trugen mit 42 T€ (Vj. 0 T€) sowie aus dem Aufwand aus der Nachkalkulation verringerten 
die Erlöse um T€ 107. 
 
Die erlöswirksame Menge der Abwässer (= Frischwasserbezug des Vorjahres) blieb mit 
937.017 cbm (Vj. 937.257 cbm) konstant. 
 
Die festgestellten angeschlossenen Flächen der Regenwasserentwässerung erhöhten sich 
auf 1.459.122 m² (Vj. 1.447.506 m² / + 0,8 %). 
 
Der städtische Anteil zur Straßenentwässerung beträgt 470 T€ (Vj. 395 T€). 
 
Die Grubenentsorgung wird regelmäßig nach einem festen Plan vorgenommen. Im Be-
richtsjahr wurden 2.744 cbm (Vj. 2.536 cbm / + 8,2 %) abgefahren. Die Erlöse aus der 
Kleinkläranlagen- und Grubenentsorgung betragen bei  gestiegenen Gebühren für die Ab-
fuhr der abflusslosen Gruben 99 T€ (Vj. 87 T€ / + 13,8 %). 
 
Im Berichtsjahr wurden 884 cbm Flotatschlamm (Vj. 572 cbm) eines Versmolder Unter-
nehmens sowie zusätzlich 4.917 cbm (Vj. 5.312 cbm) Flotate aus der Kooperation mit der 
Stadt Sassenberg angeliefert und verwertet. Die daraus resultierenden Erträge betrugen 
unverändert 52 T€. Diese Materialien werden für die Energieproduktion auf der Kläranlage 
Versmold eingesetzt. 
 
Die Betriebe der fleischverarbeitenden Industrie beteiligen sich an den laufenden Betriebs-
kosten der Zentralkläranlage Versmold. Die Betriebskostenanteile stiegen im Wesentlichen 
aufgrund höherer abrechenbarer Kosten für die Klärschlammverwertung an und betragen 
jetzt 404 T€ (Vj. 343 T€ / + 17,8 %). 
 
Die Auflösung der Ertragszuschüsse beträgt 178 T€ (Vj. 177 T€). 
 
Die KWK-Vergütung für den von den BHKWs produzierten Strom blieb mit 44 T€ unverän-
dert. 
 
Die Erstattungen aus der Abrechnung der Abwasserabgabe verringerten sich leicht auf  
16 T€ (Vj. 18 T€). Die Erstattungen für Verwaltungskosten vom Wasserbeschaffungsver-
band Sassenberg-Versmold-Warendorf lagen mit 15 T€ auf dem Vorjahresniveau. Die Ein-
nahmen aus Pachten blieben mit 6 T€ unverändert. Die Stadt Versmold hat für einen Mit-
arbeiter, der in den Hausmeisterpool gewechselt ist, einen Lohnausgleich gezahlt (+8 T€). 
Aus dem Verkauf von Altmetallen wurden unverändert 1 T€ erzielt. 
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2. Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge nahmen insgesamt auf 54 T€ (Vj. 29 T€) zu.  
 
Im Wesentlichen sind Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen mit 26 T€ (Vj. 25 T€) 
und die Erstattung von Versicherungsschäden (23 T€) zu nennen. 
 
Die Einnahmen aus der Auflösung von Investitionszuschüssen blieben unverändert (3 T€). 
 
 
3. Materialaufwand 
 
Der Materialaufwand, bestehend aus Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Aufwendungen für bezogene Leistungen und der Abwasserabgabe, reduzierte sich im Be-
richtsjahr infolge der Klärschlammthematik erheblich auf 1.079 T€ (Vj. 1.531 T€). 
 
 

a) für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 
 
Der Materialaufwand für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe enthält überwiegend Aufwendun-
gen für Strombezug und für Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Laborbedarf. 
 

Materialaufwand 2018 
T€ 

2017 
T€ 

Differenz 

Aufwand f. Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe gesamt 

 
407 

 
427 

 
- 20       

 
-  4,7 

Davon im Wesentlichen:     

Strombezug incl. Nebenanlagen 165 178 - 13      - 7,3 

Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Laborbedarf 

 
158 

 
171 

 
- 13     

 
- 7,6 

Beschaffung von  
Ersatzteilen und Werkzeug 

 
70 

 
61 

 
+ 9      

 
+ 14,8 

 
 

Strombezugsmenge / -aufwand  
f. Kläranlage Versmold 

2018 
 

2017 
 

Differenz Differenz 

 
Strombezugsmenge  

 
464 MWh 

 
539 MWh 

 
- 75 MWh 

 
- 13,9 

 
Stromaufwand 

 
101 T€ 

 
115 T€ 

 
- 14 T€ 

 
- 12,2 

 
Die Stromproduktionsmengen der Blockheizkraftwerke reduzierten sich aufgrund der Sa-
nierungsarbeiten an dem Faulturm und Reparaturarbeiten an den Aggregaten:  

BHKW - Leistung 
f. Kläranlage Versmold 

2018 
 

2017 
 

Differenz Differenz 

 
Stromproduktionsmenge  

 
958 MWh 

 
979 MWh 

 
- 21 MWh 

 
- 2,1 

 
davon Eigenverbrauch 

 
900 MWh 

 
936 MWh 

 
- 36 MWh 

 
- 3,8 

 

Anlage I3



 

 
 

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 
 
Die Aufwendungen für bezogene Leistungen sind neben höheren Unterhaltungsaufwen-
dungen für die Kläranlagen und die Kanalisation auch durch verstärkte Fremduntersuchun-
gen begründet. So müssen z.B. die Klärschlämme für die landwirtschaftliche Verwertung 
öfter auf Inhaltsstoffe untersucht werden. Weiterhin waren vermehrt die Fließgewässer auf 
Schadstoffeinleitungen im Zu- und Ablauf von Einleitungsstellen beprobt worden. 
 

Materialaufwand  2018 
 

2017 
 

Differenz 

T€ T€ T€ % 

Materialaufwand für bezogene 
Leistungen gesamt 

 
597 

 
1.025 

 
- 428       

 
- 41,8 

Davon im Wesentlichen:     

Fremdleistungen für lfd. Betrieb 305 192 + 113      + 58,9 

Kanalunterhaltung, -reinigung und 
-untersuchung 

 
70 

 
107 

 
- 37     

 
- 34,6 

Klärschlammbehandlungs- und  
-entsorgungskosten 

 
137 

 
643 

 
- 506      

 
- 78,7 

Abwasser-, Boden- und Klär-
schlammuntersuchungen 

 
23 

 
27  

 
- 4 

 
- 14,8 

 
Die Blockheizkraftwerke mussten über die übliche Vollwartung (42 T€) hinaus für 16 T€ 
repariert werden. Es sind weiterhin unverändert hohe Aufwendungen für die Wartung und 
Reparaturen der Kläranlage und der Außenanlagen zu verzeichnen, dies ist auf das Alter 
der Anlageteile zurückzuführen. So war ein Tauchmotorührwerk für die Belebung umfang-
reich mit Hilfe eines mobilen Kranes zu reparieren (16 €). Die Rohrleitung von der Flotation 
bis zum Windkessel wurde ausgetauscht (34 T€). Die Verschärfung von Sicherheitsvor-
schriften und damit einhergehende verkürzte Wartungsintervalle führen ebenfalls zu kon-
stant höheren Ausgaben. 
 
Im Vorjahr konnten infolge neuer gesetzlicher Vorschriften Klärschlämme nicht mehr land-
baulich verwertet werden. Die thermische Entsorgung sorgte für eine hohe Kostensteige-
rung. Die wochenlange Hitzewelle im Sommer 2018 sorgte für eine zusätzliche Trocknung 
des lagernden Klärschlamms, so dass dessen Trockensubstanz-Gehalt deutlich sank. Die-
se Besonderheit führte zu geringeren Entsorgungsmengen. Zusätzlich konnten günstigere 
Entsorgungspreise erzielt werden. Zum Jahresende lagerten auch nur noch geringe Ton-
nagen Klärschlämme aus dem laufenden Betrieb, für die eine Rückstellung in Höhe von  
48 T€ gebildet wurde. 
 
Die Aufwendungen für Kanalunterhaltungsmaßnahmen wie Reinigung, TV-Untersuchung 
und Reparatur reduzierten sich auf 70 T€. 
 
 
c) Abwasserabgabe 
 
Die Höhe der Abwasserabgabe wurde mit 75 T€ (Vj. 79 T€; - 5,1 %) berechnet. Eine Über-
schreitung von Grenzwerten lag nicht vor. 
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4. Personalaufwand 
 
Im Berichtsjahr blieb der Personalaufwand in Höhe von 622 T€ (Vj. 625 T€ / -0,5 %) nahe-
zu unverändert. 
 
Im Berichtsjahr galt der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD). Die tarifliche Ent-
gelterhöhung betrug durchschnittlich 3,19 % zum 1. März 2018.  
 
Die Abwasserbeseitigung hat im Durchschnitt unverändert 10 Mitarbeiter (Vorjahr 11) an-
gestellt. 
 
 
5. Abschreibungen 
 
Die Abschreibungen erhöhten sich aufgrund von umfangreichen fertiggestellten Kanalsan-
ierungsarbeiten im Stadtgebiet und der erstmals ganzjährig erfolgten Abschreibungen von 
im Vorjahr fertig gestellten Kanälen und technischen Anlagen auf 1.298 T€ (Vj. 1.243 T€ / 
 + 4,4 %). 
 
 
6. sonstige betriebliche Aufwendungen 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von 313 T€ (Vj. 316 T€ / - 0,9 %) bein-
halten den Verwaltungskostenbeitrag (155 T€ / Vj. 152 T€), der zum Ausgleich von Perso-
nal- und Sachkosten an die Stadt Versmold gezahlt wird.  
 
Zu den Beratungs- und Gutachterhonoraren sind u.a. die Pflege der Kanaldatenbank oder 
die Arbeiten zur Erlangung von Einleitungsgenehmigungen zu nennen. 
 
Die Ausgaben für die Jahresabschlussprüfung einschließlich gpa und Offenlegung insge-
samt veränderten geringfügig auf 23 T€ (Vj. 22 T€). 
 
Für EDV- und Softwarepflege sind 43 T€ (Vj. 34 T€) verausgabt worden. Hier wirkte sich 
die Pflege der verschiedenen grafischen und technischen Kanaldatenprogramme (25 T€) 
aus. 
 
 
7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 
Obwohl der Darlehensstand weiter anstieg, sank der Zinsaufwand auf nunmehr 249 T€  
(Vj. 274 T€ / - 9,1 %). 
 
Es wurden ein Förderdarlehen in Höhe von 364 T€ zu günstigeren Zinssätzen prolongiert. 
Ein neues Darlehen über insgesamt 1.000 T€ wurde zu günstigen Konditionen aufgenom-
men. 
 
8. sonstige Steuern 
 
Es handelt sich hierbei um Kraftfahrzeugsteuern (1 T€). 
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9. Jahresergebnis 
 
Das Jahresergebnis ist geprägt durch Planabweichungen (Mehreinnahmen) bei den Um-
satzerlösen und sonstigen Erträgen bei gleichzeitigen Minderausgaben im Materialauf-
wand. 
 
So musste eine defekte Rohrleitung von der Flotation bis zu den Windkesseln ausge-
tauscht (39 T€), Zäune (18 T€) und eine Stahlbetonsohle an der Schlammhalle  
(12 T€) außerplanmäßig repariert werden. Andererseits konnte der geplante Austausch 
eines Räumers nicht durchgeführt werden (110 T€). Von den kalkulierten Klärschlamment-
sorgungskosten in Höhe von 264 T€ wurden 137 T€ mengen- und preisbedingt benötigt. 
Insgesamt ergaben sich beim Materialaufwand Minderausgaben in Höhe von 142 T€.  
 
Beim Personalaufwand wurde infolge von Überstunden und Rufbereitschaft der Planwert 
überschritten (17 T€). Diese Mehrkosten gleichen die Abschreibungen (- 22 T€) aus, weil 
die Fertigstellung vieler Baumaßnahmen erst im 4. Quartal 2018 stattfand.  
 
Gut kalkuliert waren die „sonstigen betrieblichen Aufwendungen“ (Minderausgabe 8 T€). 
Weiterhin günstige Zinsen für Kreditumschuldungen in Verbindung mit maßvollen Neukre-
ditaufnahmen verringerten die Höhe der geplanten Zinsaufwendungen (- 36 T€). 
 
Bei gegenüber dem Vorjahr leicht gestiegenen Mengen ergaben sich Mehreinnahmen für 
die Schmutz- und Niederschlagswassergebühren (112 T€/ + 4,1 %). Kostenerstattungen 
von Versicherungen und die Auflösung von Rückstellungen vervollständigten das positive 
Gesamtergebnis. 
 
Zusammenfassend stellt sich das Ergebnis 2018 wie folgt dar: 
 

 PLAN  
in T€ 

IST  
in T€ 

Abweichung 
in T€ 

  1. Umsatzerlöse  4.128  4.111 - 17 

  2. Sonstige betriebl. Erträge  5 54 + 49 

  3. Materialaufwand 1.221 1.079 - 142 

  4. Personalaufwand  605 622 + 17 

  5. Abschreibungen  1.320 1.298 - 22 

  6. Sonst. betr. Aufwendungen 321 313 - 8 

  7. Sonst. Zinsen u.a Erträge 0 0 0 

  8 Zinsaufwendungen 285 249 - 36 

  9.sonstige Steuern 1 1 0 

10. Jahresüberschuss 380 603 + 223 

 
 
 
Vermögens- und Finanzlage 
 
Die Kapitalflussrechnung für die Abwasserbeseitigung stellt sich wie folgt dar: 
 

 2018 2017 

 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit + 1.412 T€ 2.118 T€ 

Cashflow aus der Investitionstätigkeit - 3.238 T€  - 2.761 T€ 

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit + 287 T€ + 110 T€ 

Finanzmittelfonds am Ende der Periode - 2.031 T€ - 492 T€ 
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Die Investitionen des Wirtschaftsjahres 2018 in Höhe von 3.238 T€ konnten durch den Mit-
telzufluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit nicht vollständig gedeckt werden. Unter 
Berücksichtigung des Mittelzuflusses aus der Finanzierungstätigkeit verringerte sich der 
Finanzmittelfonds am Ende des Wirtschaftsjahres zusätzlich. Hierbei handelt es sich um 
den Saldo eines Kontokorrentkontos in Höhe von -2.031 T€. 
 
Das langfristig gebundene Vermögen ist nicht vollständig durch gleichfristige Mittel finan-
ziert. Zum 31.Dezember 2018 veränderte sich die Unterdeckung um 753 T€ auf 3.655 T€. 
In dieser Höhe ist das langfristig gebundene Vermögen kurzfristig finanziert. 
 
 
Rückblick auf das Wirtschaftsjahr 2018 
 
Im Wirtschaftsjahr 2018 wurden moderate Gebührenanpassungen bei den Schmutz-  
(-0,07 €/m³) und Regenwassergebühren (+ 0,03 €/m²) und auch bei den abflusslosten Gru-
ben (+ 2,50 €/m³ auf 18,00 €/m³) vorgenommen.  
 
Die Einnahmen aus Schmutz- und Regenwassergebühren bei den privaten Haushalten 
und bei den Firmenbeteiligungen verfehlten die geplanten Erlöse um 29 T€. Insgesamt 
lagen alle Erlöse 16 T€ unter der Planung. 
 
Infolge der schwierig zu ermittelnden Klärschlammentsorgungskosten in Verbindung mit 
aufgeschobenen Reparaturarbeiten an Anlagenteilen ergab sich beim Materialaufwand in 
2018 ein deutlicher Minderaufwand in Höhe von 142 T€.  
 
Mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 603 T€ konnte die eingeplante Eigenkapitalver-
zinsung in Höhe von 623 T€ nicht vollständig erwirtschaftet werden. Darüber hinaus wer-
den noch 282 T€ gebührenstützend in den nächsten Jahren berücksichtigt. 
 
 
Chancen und Risiken 
 
Geeignete Maßnahmen zur Früherkennung von betrieblichen Risiken wurden umgesetzt. 
Die wichtigsten Risiken, die hauptsächlich Betriebs- und Finanzrisiken betreffen, sind er-
fasst. Geeignete Maßnahmen zur Vermeidung sind beschrieben. 
 
Die für das Gebührenaufkommen wichtige Größe der eingeleiteten Schmutzwassermengen 
bleibt weiterhin konstant. Die an die Kanalisation angeschlossenen Flächen zur Ermittlung 
der Regenwassergebühr steigen infolge der Ausweisung neuer Baugebiete leicht. Für das 
Wirtschaftsjahr 2019 wurden die Beiträge für die Schmutzwassergebühr und für die Re-
genwassergebühren erhöht. Hier musste der Entwicklung der höheren Klärschlamment-
sorgungskosten und vermehrter Reparaturen in die Kläranlagentechnik Rechnung getra-
gen werden. Auch der Ausbau der Infrastruktur für die Niederschlagswasserentsorgung 
führt zu höheren laufenden Kosten, die aufgefangen werden müssen. 
 
Erlöse von den fleischverarbeitenden Betrieben sind in jedem Jahr Schwankungen unter-
worfen. Hier sind betriebsbedingte Umstrukturierungen oder Produktionsverlagerungen 
jederzeit möglich, so dass sowohl die Abwassermengen als auch Schmutzfrachtanteile 
jederzeit stark variieren können. 
 
Ein weiteres langfristiges Ziel der Abwasserbeseitigung ist es, die Kläranlage so zu betrei-
ben, dass der benötigte Strom durch Eigenproduktion mit Hilfe der im Juli 2014 in Betrieb 
gegangenen Blockheizkraftwerke größtmöglich gedeckt wird. Dazu wurde eine Kooperation 
mit einer Nachbarkommune vereinbart, die energiereiche Flotatschlämme zur Energiege-
winnung anliefern. Die von der Bezirksregierung Detmold für die Betriebserlaubnis der 
Kläranlage festgesetzten neuen Einleitungsgrenzwerte, führen häufig zu höherem Strom-
verbrauch und weiterem Betriebsmitteleinsatz. 
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Mit der Verlängerung der Einleitungsgenehmigung der Kläranlage Versmold durch die Be-
zirksregierung Detmold bis zum 31.12.2020 ist somit eine sichere Grundlage für die Einhal-
tung der Einleitungsparameter geschaffen. Für den Zeitraum ab dem 1.1.2021 sind sowohl 
die festgelegten Betriebsmittelwerte als auch die für die Ermittlung der Abwasserabgabe 
relevanten Überwachungswerte nochmals verschärft worden. Seitens der Betriebsleitung 
ist damit begonnen worden die Verfahrenstechnik und Abläufe in den verschiedenen Rei-
nigungsprozessen  der Kläranlage zu analysieren und zu optimieren.  
 
Für die Folgezeit könnten die Risiken möglicher Verschärfungen gesetzlicher Vorgaben 
(Reinigungsstufe zur Elimination von Mikroschadstoffen u. ä.) sowie die Umsetzung weite-
rer Umweltauflagen an Bedeutung gewinnen. 
 
Die Neuordnung der Klärschlammverwertung ist ab dem 03.10.2017 in Kraft getreten. Mit 
der Neufassung möchte der Gesetzgeber aus Vorsorgegründen die bodenbezogene Ver-
wertung bei größeren Kläranlagen verbieten und die Betreiber dieser Kläranlagen nach 
gestaffelten Übergangsfristen von fünfzehn Jahren (> 50.000 EW bis 100.000 EW) zur 
Rückgewinnung des Phosphors aus Klärschlämmen und Klärschlammaschen verpflichten. 
Im Rahmen der Ressourcenschonung soll der zurückgewonnene Phosphor - in Form von 
Phosphat - zur pflanzlichen Düngung eingesetzt werden. Die Regeln zur landwirtschaftli-
chen Klärschlammverwertung wurden verschärft, so dass eine Aufbringung dem Grunde 
nach nicht mehr erfolgt und eine thermische Verwertung aufgrund stark begrenzter Kapazi-
täten der Verbrennungsanlagen immer schwieriger wird. In diesem unklaren Umfeld ist mit 
Preissteigerungen zu rechnen, die kurzfristig nur über Gebührenanpassungen aufgefangen 
werden können. Zudem ist die tatsächliche Sicherstellung der Klärschlammentsorgung 
problematisch. Nicht auszuschließen ist, dass die Lagerflächen für Klärschlämme zu erwei-
tern, anzumieten oder neu zu bauen sind. Dadurch entstehen zusätzliche Aufwendungen, 
die sich negativ auf die Erlössituation auswirken. Allerdings bietet sich perspektivisch eine 
Klärschlamm-Kooperation mit der GEG mbH, Rheda-Wiedenbrück. 
 
In diesem Zusammenhang hat sich die Betriebsleitung zusammen mit anderen Kommunen 
im Kreis Gütersloh der „Klärschlammkooperation Ostwestfalen-Lippe“  angeschlossen. Ziel 
nach der Vorvereinbarung dieser Kooperation ist die Erstellung eines Gesamtkonzeptes für 
die langfristige sichere Entsorgung des Klärschlamms der Kooperationspartner, welches 
zentrale und dezentrale Entsorgungsmöglichkeiten prüft, Verfahren bewertet und Varianten 
einer Lösung entwickelt. Die gemeinsame Entsorgung soll ab dem 1.1.2024 beginnen und 
für mindestens 20 Jahre sowie über eine zweimalige Verlängerungsoption für 5 Jahre ge-
meinsam erfolgen. 
 
 
Ausblick 
 
Im Wirtschaftsplan 2019 sind Investitionen von insgesamt 2.742.000 € vorgesehen, die 
sich wie folgt aufteilen: 
 

Kanalisation und Hausanschlüsse, Kanalkataster 1.070.000 € 

Erwerb von Grundstücken 320.000 € 

Anschaffungen für die Kläranlage Versmold 942.000 € 

Mess- und Regelanlagen f. Regenbecken und 
Neubau Vergrößerung des Rückhaltebeckens Loxten 

 
310.000 € 

sonstige Investitionen für technische Ausrüstung 100.000 € 

 
Die Stromeigenproduktion mit den Blockheizkraftwerken in Verbindung mit der Verwertung 
energiereicher Flotatschlämme hat gezeigt, dass hier auch in Zukunft eine nicht unerhebli-
che Kostenreduzierung fortgeführt werden kann.  
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Durch das Alter der Zentralkläranlage und der Nebenanlagen sind auch in den nächsten 
Jahren höhere Aufwendungen für Reparaturen und Ersatzteile zu erwarten. Um diesen 
notwendigen höheren Aufwendungen entgegenzuwirken, wird weiter das Ziel verfolgt, Ein-
sparungen durch optimierte Betriebsabläufe und energieeffiziente Maschinen zu erzielen. 
Mit der Einhaltung regelmäßiger Wartungsintervalle sollen größere Reparaturen vermieden 
bzw. schon frühzeitig erkannt werden. 
 
Der Abwasserbetrieb hat sein Ziel der Gebührenkonstanz weiter verfolgt, und auch für das  
Jahr 2019 werden die Schmutz- und Niederschlagswassergebühren für Versmolder Privat-
haushalte im Landesdurchschnitt im unteren Drittel zu finden sein. 
 
Für die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gilt für den Abwasserbetrieb seit 1994 ein 
Zinssatz von 6%. Somit ist für 2019 ein Jahresüberschuss von 380 T€ geplant, der dann im 
Folgejahr an den Kernhaushalt der Stadt Versmold als Eigenkapitalverzinsung abgeführt 
werden soll. 
 
Eine auf die Substanzerhaltung ausgerichtete Sanierung der Kanalnetze und eine stetige 
Verbesserung der Betriebsanlagen sollen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausge-
führt werden. Die Finanzplanung sieht deshalb in den Folgejahren Kanalsanierungen im 
Stadtgebiet Versmold vor. Diese sind in einem Abwasserbeseitigungskonzept bis zum Jahr 
2020 festgeschrieben und eingeplant. Die Kläranlage soll mit Hilfe von neuer Steuerungs-
technik den Personaleinsatz reduzieren und durch den Austausch von veralteten Strom-
verbrauchern wie Pumpen und Motoren gleichzeitig die Betriebskosten senken. 
 
Durch diese gezielten Investitionen besteht die Chance, der Entsorgungssicherheit weiter-
hin in hohem Maße gerecht zu werden. Jede Investition wird auf Wirtschaftlichkeit und Fol-
gekosten insbesondere im Hinblick auf Strom- und Wartungsaufwand geprüft. 
 
Gestiegenen Anforderungen an die Arbeitssicherheit und den Umweltschutz ziehen zusätz-
liche Ausgaben nach sich, auch wenn diese unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht 
notwendig erscheinen.  
 
 
 
 
Versmold, den 18. Juli 2019  
 
 
 
 
 
Michael Meyer-Hermann 
Betriebsleiter 
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Gewinn- und Verlustrechnung der 
Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold

für das Wirtschaftsjahr 2018 (01.01. bis 31.12.)

2018 2018 2018 2017
EUR EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 4.110.900,66 4.074.730,42

2. Sonstige betriebliche Erträge 53.772,99 4.164.673,65 29.156,67

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-,
     Hilfs- und Betriebsstoffe 406.662,86 426.601,53
b) Aufwendungen für
     bezogene Leistungen 597.064,39 1.025.648,12
c) Abwasserabgabe 75.000,00 1.078.727,25 79.017,80

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 486.437,29 488.395,18
b) Soziale Abgaben und
     Aufwendungen für Altersversorgung
     und für Unterstützung 135.900,12 622.337,41 136.274,06
     davon für Altersversorgung:
    37.870,77 EUR (i.Vj. 38.642,41 EUR)

5. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen 1.297.927,00 1.243.398,21

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 313.351,49 3.312.343,15 316.172,67

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00 573,00

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 248.771,17 273.734,01

9. Ergebnis nach Steuern 603.559,33 115.218,51

10. Sonstige Steuern 695,00 823,00

11. Jahresüberschuss 602.864,33 114.395,51
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Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold 
 

 
 

ANHANG ZUM JAHRESABSCHLUSS 
FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 2018 

 

 

I. ALLGEMEINES 
 
Die „Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold“ ist eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
der Stadt Versmold mit Sitz in Versmold. 
 
Der Jahresabschluss der Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold für das Wirtschaftsjahr 
2018 wurde entsprechend den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen und den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches nach den 
Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufgestellt. 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 2 
HGB aufgestellt. 
 
Die vorgeschriebenen ergänzenden Angaben zu einzelnen Positionen der Bilanz und der 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie die sonstigen Pflichtangaben zum Jahresabschluss sind 
in diesem Anhang gemacht. 
 
Das gesetzliche Gliederungsschema der Bilanz gemäß § 266 HGB wurde um die Positionen 
„Entsorgungsanlagen“, „Forderungen an die Stadt Versmold“, „Sonderposten für 
Investitionszuschüsse“, „Empfangene Ertragszuschüsse“ und „Verbindlichkeiten gegenüber 
der Stadt Versmold“ ergänzt.  
 
Das Gliederungsschema der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 275 HGB wurde um die 
Position „Abwasserabgabe" ergänzt.  
 
 
II.  ERLÄUTERUNGEN ZU DEN POSITIONEN VON BILANZ SOWIE 

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG BEZÜGLICH AUSWEIS, 
BILANZIERUNG UND BEWERTUNG 

 
 
A. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN                            
 
 
Die immateriellen Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten und das 
Sachanlagevermögen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet. Auf das 
abnutzbare Anlagevermögen wurden die nach § 253 HGB notwendigen Abschreibungen 
vorgenommen. Die planmäßigen Abschreibungen - denen die geschätzten Nutzungsdauern 
der Anlagen zugrunde liegen - erfolgen grundsätzlich nach der linearen 
Abschreibungsmethode. Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten zwischen 250 € und 800 € 
(netto) werden im Zugangsjahr in voller Höhe abgeschrieben; Wirtschaftsgüter unter 250 € 
(netto) werden als Aufwand gebucht.  
 
Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände, Guthaben bei Kreditinstituten, 
Rechnungsabgrenzungsposten sowie das Eigenkapital werden mit den Nennwerten 
ausgewiesen. 
 

Anlage II

7



 

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse wurde entsprechend der Nutzungsdauer der 
finanzierten Anlagen zugunsten der sonstigen betrieblichen Erträge aufgelöst. 
 
Die von den Anschlussnehmern geleisteten Kanalanschlussbeiträge sind unter dem 
Passivposten „Empfangene Ertragszuschüsse“ ausgewiesen. Zugänge ab dem Wirtschafts-
jahr 2008 werden mit 2% der Ursprungswerte zugunsten der Umsatzerlöse aufgelöst. Für 
Zugänge bis einschließlich 2007 erfolgt die Auflösung mit 3%. 
 
Bei den sonstigen Rückstellungen sind alle erkennbaren Risiken und ungewissen 
Verpflichtungen berücksichtigt. Ihr Ansatz erfolgt in Höhe des nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages. 
 
 
Die Verbindlichkeiten sind mit den Erfüllungsbeträgen passiviert. 
 
 
B. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ 
 
 
Die Entwicklung des Anlagevermögens wird in dem Anlagenspiegel dargestellt. 
 
 
Anlagen im Bau 
 
Zum 31.12.2018 bestehen Anlagen im Bau von 500 T€.  
 
Diese setzen sich im Einzelnen u. a. wie folgt zusammen: 
 
Kanalsanierungen im Stadtgebiet Versmold-„West 2“  
 -  Planungskosten und vorbereitende Arbeiten (Kanalzustandserfassung)  266 T€ 
 
Kanalsanierungen im Stadtgebiet Versmold-„Kernstadt“ ISEK 
 -  Planungskosten und vorbereitende Arbeiten (Kanalzustandserfassung)  148 T€ 
 
Regenwasserkanalisation und Regenrückhaltebecken  
im Stadtgebiet Versmold-Ost, Hohlweg  
 -  Ingenieurleistungen / Planungskosten / Entwässerungskonzept    65 T€ 
 

 

Forderungen 
 
Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betragen 193 T€ (Vj. 143 T€). 
Restlaufzeiten von mehr als einem Jahr bestehen hier unverändert nicht. 
 
Die Forderungen an die Stadt Versmold betreffen Ansprüche aus zum Jahresende 
vereinnahmten, aber noch nicht weitergeleiteten Kanalbenutzungs- und Grubenentleerungs-
gebühren (34 T€), abgerechnete Erschließungsbeiträge (88 T€) und sonstige Forderungen 
(11 T€). 
 
Zu den Sanierungsaufwendungen der Zentralkläranlage Versmold einschl. Ersatz- und 
Erneuerungsinvestitionen haben die Betriebe der fleischverarbeitenden Industrie lt. Vertrag 
Investitionskostenzuschüsse zu zahlen. Durch die diesjährigen Investitionen, die die 
Kläranlage Versmold betreffen, beliefen sich die Forderungen auf 209 T€, die in der 
Bilanzposition „sonstige Vermögensgegenstände“ enthalten sind. Weiterhin sind hier 
Erstattung von Versicherungsschäden (11 T€) und Forderungen aus der Stromgutschriften 
(3 T€) berücksichtigt. 
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Die Forderungen an die Stadt Versmold wie auch die sonstigen Vermögensgegenstände 
sind wie im Vorjahr innerhalb eines Jahres fällig. 
 
 
Entwicklung des Eigenkapitals 
 

 
Bestand am 
31.12.2017 

€ 

Zugänge 
 
€ 

Abgänge 
 

€ 

Bestand am 
31.12.2018 

€ 
Stammkapital 1.022.583,76 0,00 0,00 1.022.583,76 

Kapitalrücklage 9.805.144,57 0,00 0,00 9.805.144,57 

Andere Gewinnrücklagen 11.267,43 0,00 0,00 11.267,43 

Gewinnvortrag 19.408,53 0,00 0,00 19.408,53 

Jahresüberschuss 114.395,51 602.864,33 114.395,51 602.864,33 

 
Gesamt: 

 
10.972.799,80 

 
602.864,33 

 
114.395,51 

 
11.461.268,62 

 
Das Stammkapital beträgt gemäß § 11 der Betriebssatzung 1.022.583,76 €. 
 
Der Jahresüberschuss aus dem Wirtschaftsjahr 2017 in Höhe von 114.395,51 € wurde 
gemäß Beschluss der Stadtvertretung vom 13.12.2018 als Eigenkapitalverzinsung an die 
Stadt Versmold abgeführt. 
 
 
Entwicklung der Rückstellungen  
 
 

Bestand am 
31.12.2017 

 

€ 

Zugänge 
 

 

€ 

Inanspruch-
nahme/Auf-

lösung 

€ 

Bestand am 
31.12.2018 

 

€ 
Klärschlammentsorgung 
 

410.000,00 48.000,00 410.000,00 48.000,00 

Abwasserabgabe 
 

79.000,00  75.000,00 79.000,00 75.000,00 

Sonstige Rückstellungen 46.641,00 45.684,00 45.996,00 46.329,00 

 
Gesamt: 
 

 
535.641,00 

 
168.684,00 

 
534.996,00 

 

 
169.329,00 
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Entwicklung der Verbindlichkeiten 
 
Bei den Verbindlichkeiten bestehen folgende Restlaufzeiten: 
 

 Gesamt 
T€ 

< 1 Jahr 
T€ 

> 1 Jahr 
T€ 

davon > 5 Jahre 
T€ 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 
(Vorjahr) 

 
14.767  

(12.827) 

 
           2.695 

(1.101) 

 
12.072  

(11.726) 

 
 8.976  
(9.126) 

Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen  
(Vorjahr) 

 
494 

(347) 

 
494 

(347) 

 
                0    

(0) 

 
0 

(0) 

Verbindlichkeiten gegenüber 
der Stadt Versmold 
(Vorjahr) 

 
576 

(1.136) 

 
576 

(1.136) 

 
                 0 

(0) 

 
                        0 

(0) 

Sonstige Verbindlichkeiten 
(Vorjahr) 

319 
(212) 

319 
(212) 

                0 
(0) 

                       0    
(0) 

 
Gesamtverbindlichkeiten: 
(Vorjahr) 

 
       16.156 

(14.522) 

 
4.084 

(2.796) 

 
12.072 

(11.726) 

 
                8.976  

(9.126) 

 
Der Kontostand des bei der Stadtsparkasse Versmold eingerichteten Girokontos beläuft sich 
zum 31.12.2018 auf einen negativen Saldo von 2.031 T€ (Vj. - 492 T€). 
 
Bei den Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Versmold handelt es sich im Wesentlichen 
um Beträge, die diese zum Jahresende bezahlt hat, aber erst im Folgemonat verrechnet 
werden konnten. 
 
Die Stadtvertretung Versmold hat am 22.06.2006 dem Einsatz von Finanzierungs-
instrumenten (Zinsderivate) zugestimmt. Im Rahmen dieser Vorgabe wurde für ein Darlehen 
mit einer Restschuld von 1.188.753,59 € und einem Zinssatz von 5,64 % am 26.07.2006 ein 
Zinsswap mit einer Laufzeit bis zum 29.03.2019 vereinbart. Zum 30.03.2009 wurde das 
vorgenannte Darlehen umgeschuldet. Bei unveränderten Tilgungsmodalitäten wurde als 
Verzinsung der EURIBOR zuzüglich 35 Basispunkte vereinbart. Die Restschuld des 
Darlehens beträgt zum 31.12.2018  805.284,59 €. Der beizulegende Wert (Marktwert) dieses 
Zinsswaps beträgt zum 31.12.2018  - 9.531,34 €. Durch den Zinsswap wird erreicht, dass 
der Zinsaufwand im Saldo einer festen Verzinsung über die gesamte Laufzeit der 
Darlehnsverträge entspricht. Die buchhalterische Abbildung erfolgte nach der 
Einfrierungsmethode. Die Sicherungsbeziehung ist effizient. Der Zinsswap wurde zum 
Laufzeitende am 31.03.2019 beendet. 
 
Aufgrund der Zusammenfassung des negativen Marktwertes des SWAPs mit dem 
dazugehörigen Grundgeschäft zu einer Bewertungseinheit konnte auf die Bildung einer 
Rückstellung verzichtet werden. 
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C. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
 
 
Umsatzerlöse und Mengen 
 

 
2017 2018 

 
Gebührensatz 

Menge 

 
Erlös 

 
€ 

Gebührensatz 

Menge 

 
Erlös 

 
€ 

Kanalbenutzungsgebühren 
    

- Schmutzwassergebühren  
   - Gebührensatz je cbm 
   - Menge u. Umsatzerlöse 

 
2,25 € 

   937.257 m³  

 
 

2.108.828,61 

 
2,18 € 

   937.017 m³  

 
 

2.042.697,37 

- Regenwassergebühren 
   - Gebührensatz je qm 
   - Menge u. Umsatzerlöse 

 
0,60 € 

1.447.506 m²  

 
 

868.503,35 

 
0,63 € 

1.459.122 m²  

 
 

919.247,17 

- Entsorgung von  
  Kleinkläranlagen 
  und abflusslosen Gruben 
   - Menge u. Umsatzerlöse 

 
15,50 €/m³ 
50,00 €/m³ 
2.536,0 m³ 

 
 
 

87.219,38 

 
18,00 €/m³ 
50,00 €/m³ 
2.744,0 m³ 

 
 
 

98.741,92 

- Entsorgung Selbst- 
  anlieferer 

 
572 m³   

 
6.915,48  

 
884 m³   

 
10.687,56  

- Anteil   
  Straßenentwässerung  

  
395.000,00 

 
 

  
470.000,00 

- Auflösung  
  Ertragszuschüsse  

 
177.402,00  

 
178.053,00 

- Betriebskosten f. KA- 
  Versmold – Industrie -  

 
343.077,26  

 
404.088,83 

- Veränderung der 
  Verbindlichkeiten für 
  Gebührenüberschüsse  

 
0,00  

 
-107.092,47 

- Einspeisevergütung 
  KWK-G  

 
44.090,34  

 
43.960,46 

 
- Sonstiges  43.694,00  50.516,82 

 
Umsatzerlöse insgesamt: 

  
4.074.730,42 

  
4.110.900,66 

 
In den Schmutzwassergebühren sind auch die Erlöse aus den angelieferten Flotat-
schlämmen enthalten. 
 
 
Sonstige betriebliche Erträge 
 
In den Erträgen sind periodenfremde Erträge von 26 T€ (Vorjahr T€ 25) enthalten. 
Im Berichtsjahr wurden von Versicherungen 23 T€ für den Ausgleich von Schadenfällen 
erstattet. 
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Personalaufwendungen und -bestand 
 
 
a) Personalaufwand      

 2017 2018 

- Entgelte 488.395,18 € 486.437,29 € 

 
- soziale Abgaben und 
  Aufwendungen für 
  Altersversorgung  

 
 

136.274,06 € 

 
 

135.900,12 € 

   
Gesamtaufwendungen: 

 
624.669,24 € 

 
622.337,41 € 

 
 
b) Personalbestand  

 Stand 31.12.2017 Stand 31.12.2018 

- Betriebsleiter 1 1 

- kaufm. Sachbearbeiter 1 1 

- Bürokraft 1 1 

- Ver- und Entsorger, Handwerker 8 7 

= Gesamt: 11 10 

 
 
 
Pensionsverpflichtungen gegenüber den Arbeitnehmern: 
 
Die Stadt Versmold ist Mitglied der Kommunale Versorgungskassen Westfalen-Lippe,  
Münster (kvw). Die Zusatzversorgungskasse hat die Aufgabe, durch Versicherung der 
Arbeitnehmer ihrer Mitglieder eine zusätzliche Alters-, Berufsunfähigkeits-, 
Erwerbsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe ihrer Satzung zu 
gewähren. 
 
Bei der Begründung der Mitgliedschaft hat sich die Stadt Versmold verpflichtet, alle 
Arbeitnehmer zu versichern, die nach dem Tarifvertrag über die Versorgung der 
Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe (VersTV-G) zu versichern sind. Von 
der Versicherungspflicht werden auch die in der Abwasserbeseitigung eingesetzten 
Mitarbeiter erfasst. 
 
Die Finanzierung der Versorgungsleistungen der kvw erfolgt im so genannten 
Umlageverfahren (Abschnittsdeckungsverfahren). Daher besteht grundsätzlich das Risiko 
einer Unterdeckung für zukünftige Versorgungslasten. Nach Auffassung des 
Hauptfachausschusses des Institutes der Wirtschaftsprüfer e.V. liegt bei dieser Art der 
Zusatzversorgung eine mittelbare Pensionsverpflichtung vor, für die nach Art. 28 Abs. 1 
EGHGB ein Passivierungswahlrecht besteht. Da es sich hierbei um ein Wahlrecht ohne 
Rechtsverpflichtung handelt, hat die Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold für das 
Berichtsjahr von der Bildung entsprechender Rückstellungen keinen Gebrauch gemacht. Die 
Verpflichtung betrug 910 T€ zum 31.12.2018.  
 
Zinsaufwendungen 
 
Für Fremddarlehen sind 246 T€ (Vj. 265 T€) und für das Trägerdarlehen der Stadt Versmold 
3 T€ (Vj. 8 T€) aufgewendet worden.  
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III. ANGABEN ZUM JAHRESERGEBNIS 
 
 
Der Jahresüberschuss beträgt 602.864,33 €, der nach Vorschlag der Betriebsleitung als Teil 
der Eigenkapitalverzinsung an den Haushalt der Stadt Versmold abgeführt werden soll. 
 
 
 
IV. ERGÄNZENE ANGABEN 
 
A. SONSTIGE FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN 
 
 
Finanzielle Verpflichtungen bestehen nur im geschäftsüblichen Umfang. 
 
 
B. HONORARE UND DIENSTLEISTUNGEN DES ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
 
Für im Wirtschaftsjahr 2018 erbrachte Dienstleistungen des Abschlussprüfers  
WIBERA Wirtschaftsberatung AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Bielefeld, sind Honorare 
für die Abschlussprüfung von 19 T€ aufgewandt bzw. zurückgestellt.  
 
 
 
C. ZUSAMMENSETZUNG DER ORGANE UND AUFWENDUNGEN FÜR ORGANE           
 
 
Mitglieder des Betriebsausschusses in 2018:  
 Vertreter: 
 
Ulrich Wesolowski (Vorsitzender) Torsten Gronau    
Dipl.-Betriebswirt Kaufmann 
 
Liane Fülling (stellv. Vorsitzende) Birgit Peters 
Dipl.- Kauffrau Maschinenbauingenieurin 
 
Patrik Schlüter Horst Hardiek (stellv. Vorsitzender) 
Polizeivollzugsbeamter  Rentner  
 bis 28.02.2018 
 
 Peter Bunselmeyer 
 Elektriker / Betriebsinformatiker 
 ab 01.03.2018 
 
Udo Brune Gerrit Stuchtey   
Fleischermeister Fachinformatiker 
 
Harald Schwarz Dirk Lüker 
Netzmonteur Elektromonteur 
 
Jens Hauptvogel Olaf Schabbehardt 
Bezirksschornsteinfegermeister Dipl.-Ing. Elektrotechnik 
 
Wolfgang Redecker Kirsten Wehmöller 
Elektromeister Speditionskauffrau 
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Rüdiger Sandkühler Andreas Holtkamp 
Kfz-Sachverständiger Beamter 
 
Wolfgang Beuge Ulrich Holz 
Dipl.-Chemieingenieur Landwirt 
 
Arne Bartkowiak Heiko Witte 
Bankbetriebswirt Dipl.-Ingenieur 
 
Heinz-Dieter Koch Günter Steinbach 
Gastronom kaufm. Angestellter 
 
Den Mitgliedern des Betriebsausschusses wurden im Wirtschaftsjahr 2018 von der 
Abwasserbeseitigung keine Vergütungen gezahlt. 
 
 
 
Betriebsleiter 
 
Betriebsleiter ist der Bürgermeister der Stadt Versmold, Herr Michael Meyer-Hermann.  
Von der Abwasserbeseitigung erhielt der Betriebsleiter für seine nebenamtliche Funktion 
keine Vergütung. 
 
 
 
D. BELEGSCHAFT 
 
 
Im Wirtschaftsjahr 2018 waren durchschnittlich 10 Mitarbeiter beschäftigt. 
  
 
 
E. NACHTRAGSBERICHT 
 
 
Vorgänge von besonderer Bedeutung, die wesentlichen Einfluss auf die Lage des Betriebes 
haben, sind nach Schluss des Wirtschaftsjahres nicht eingetreten. Besondere zukünftige 
Risiken sind nicht erkennbar. 
 
 
 
Versmold, den 18. Juli 2019 
 
 
 
Michael Meyer-Hermann 
Betriebsleiter 
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Erläuterungen zu den einzelnen Posten des Jahresabschlusses  

zum 31. Dezember 2018 

A. Bilanz 

I. Aktiva 

Anlagevermögen 

1. Eine von den gesamten Anschaffungs-/Herstellungskosten ausgehende Darstellung der Entwick-

lung der einzelnen Bilanzposten des Anlagevermögens ist als Anlagenspiegel dem Anhang 

(Anlage II zu diesem Bericht) beigefügt. 

Immaterielle Vermögensgegenstände  € 153.143,00 

 31.12.2017 € 166.055,00 

2. Es handelt sich um einen Baukostenzuschuss, der linear über zwölf Jahre abgeschrieben wird, um 

Software sowie um wasserrechtliche Erlaubnisse; diese werden entsprechend ihrer Laufzeit 

abgeschrieben.  

3. Die Zugänge des Berichtsjahres betragen T€ 5; die Umbuchungen aus den Anlagen im Bau T€ 24 

und die Abschreibungen belaufen sich auf T€ 40. Im Berichtsjahr wurde ein Zuschuss von T€ 2 

verrechnet. 

Sachanlagen  € 29.916.334,00 

 31.12.2017 € 28.189.125,59 

4. Die Zugänge von T€ 3.233 betreffen mit T€ 2.246 im Wesentlichen Entsorgungsleitungen 

einschließlich Hausanschlüsse, mit T€ 444 Grundstücke mit Betriebsbauten sowie mit T€ 217 

Anlagen im Bau. Sowohl bei den Entsorgungsleitungen einschließlich Hausanschlüssen als auch 

im Bereich der Anlagen im Bau entfällt der größte Anteil auf Kanalbaumaßnahmen im Stadtgebiet 

Versmold. Für die Zugänge bei den Grundstücken mit Betriebsbauten wurden T€ 297 für die 

Innenbeschichtung des Faulbehälters aufgewandt.  

5. Die Abgänge (Anschaffungskosten T€ 51) entfallen hauptsächlich auf Betriebs- und 

Geschäftsausstattung (T€ 35) sowie auf Maschinen und maschinelle Anlagen (T€ 15). 

6. Bei den Umbuchungen handelt es sich um Anlagen, die nach ihrer Fertigstellung im Berichtsjahr in 

die jeweiligen Anlagengruppen umgebucht worden sind. 

7. Die Zuschüsse betreffen die, entsprechend den mit den industriellen Großeinleitern abgeschlosse-

nen Verträgen, zu leistenden Investitionskostenbeteiligungen. Sie wurden erfolgsneutral in die 
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Abschreibungen eingestellt und mindern die Bemessungsgrundlage für die planmäßigen 

Abschreibungen. 

Umlaufvermögen 

 

Forderungen und sonstige  

Vermögensgegenstände 

 

Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen  € 193.477,16 

 31.12.2017 € 143.047,01 

8. Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Forderungen: 

 

Forderungen an die Stadt Versmold  € 132.942,60 

 31.12.2017 € 135.764,19 

9. Der Ausweis betrifft im Berichtsjahr durch die Stadt Versmold vereinnahmte Zahlungen, die erst in 

2019 dem Girokonto der Abwasserbeseitigung gutgeschrieben wurden (im Wesentlichen Kanal-

benutzungsgebühren und Beiträge für Straßenerschließungen) sowie Ansprüche aus sonstigen 

Abrechnungen.  

Sonstige Vermögensgegenstände  € 223.460,79 

 31.12.2017 € 300.946,89 

10. Im Einzelnen: 

 

11. Die Forderungen an industrielle Großeinleiter betreffen vertragliche Zusagen, sich an der 

Erweiterung der Kläranlage Versmold zu beteiligen. Unter Sonstiges wird im Wesentlichen die 

Erstattung eines Versicherungsschadens von T€ 11 ausgewiesen. 

31.12.2018 31.12.2017

T€ T€

Betriebskostenbeteiligung Industrie 116 55

Kanalbenutzungsgebühren 33 25

Einspeisevergütung KWK-G 26 26

Abfuhr Grundstücksentwässerungsanlagen 17 22

Kanalanschlussbeiträge 1 15

193 143

31.12.2018 31.12.2017

T€ T€

Industriebeteiligung an Investitionen Kläranlage 209 282

Sonstiges 14 19

223 301
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Rechnungsabgrenzungsposten  € 3.325,47 

 31.12.2017 € 3.414,93 

12. Der Rechnungsabgrenzungsposten betrifft insbesondere Beratungsvereinbarungen. 

II. Passiva 

Eigenkapital 

 

Stammkapital  € 1.022.583,76 

 31.12.2017 € 1.022.583,76 

13. Das Stammkapital entspricht § 11 der Betriebssatzung. 

Kapitalrücklage  € 9.805.144,57 

 31.12.2017 € 9.805.144,57 

14. Die Kapitalrücklage enthält mit T€ 9.312 zum Ausbau der Abwasseranlagen erhaltene Landes-

mittel. 

Gewinnrücklagen 

 

Andere Gewinnrücklagen  € 11.267,43 

 31.12.2017 € 11.267,43 

Gewinnvortrag  € 19.408,53 
 31.12.2017 € 19.408,53 

Jahresüberschuss  € 602.864,33 

 31.12.2017 € 114.395,51 

15. In der Sitzung der Stadtvertretung der Stadt Versmold am 13. Dezember 2018 wurde beschlossen, 

den Jahresüberschuss 2017 von € 114.395,51 als Eigenkapitalverzinsung an den Haushalt der 

Stadt abzuführen. 
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Sonderposten für Investitionszuschüsse  € 117.172,00 148.515,00 

 31.12.2017 € 120.431,00 145.286,00 

16. Die Entwicklung im Einzelnen: 

 

17. Der Posten enthält gem. § 10 Abs. 4 AbwAG verrechnete Abwasserabgaben. 

18. Die Auflösung der Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen erfolgt über die Nutzungsdauer der 

bezuschussten Vermögensgegenstände. 

Empfangene Ertragszuschüsse  € 2.718.455,00 

 31.12.2017 € 2.787.212,00 

19. Die Entwicklung im Einzelnen: 

 

20. Grundlage der Beitragserhebung ist die Beitragssatzung zur Entwässerungssatzung vom 

14. November 1980 i.d.F. der 2. Änderungssatzung vom 14. Dezember 2001. Der Kanalanschluss-

beitrag beträgt seit dem 1. Januar 2002 gemäß § 3 Abs. 7 der Beitragssatzung bei Anschluss an die 

Schmutz- und Regenwasserkanalisation € 2,53 je m², der mit einem Nutzungsfaktor gewichteten 

Grundstücksfläche. Bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser werden 70,0 %, bei einem 

Anschluss nur für Regenwasser 30,0 % des vollen Beitrages erhoben. 

21. Zugänge ab dem Wirtschaftsjahr 2008 werden mit 2 % der Anschaffungswerte zugunsten der 

Umsatzerlöse aufgelöst. Zuvor erfolgte die Auflösung mit jährlich 3 % der Anschaffungswerte. 

2018 2017

T€ T€
Stand 01.01. 120 124

Auflösung 3 4

Stand 31.12. 117 120

2018 2017

T€ T€
Stand 01.01. 2.787 2.880

Zugänge 109 84

Auflösung 178 177

Stand 31.12. 2.718 2.787
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Rückstellungen 

 

Sonstige Rückstellungen  € 169.329,00 

 31.12.2017 € 535.641,00 

 

22. Nicht benötigte Teilbeträge (T€ 26) wurden zugunsten der sonstigen betrieblichen Erträge 

aufgelöst. 

23. Die für das Jahr 2018 noch an das Land NRW zu zahlende Abwasserabgabe ist in der 

voraussichtlichen Höhe zurückgestellt (siehe Text 61). 

Verbindlichkeiten 

 

Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten  € 14.766.802,63 

 31.12.2017 € 12.826.718,33 

24. Die Entwicklung im Einzelnen: 

 

25. Der Betrieb hat zum 11. Oktober 2018 ein Darlehen von T€ 1.000 bei der NRW.Bank, Düsseldorf, 

zur Finanzierung der Kanalsanierung aufgenommen. Das Darlehen hat eine Laufzeit bis zum 15. 

August 2028 und wird jährlich mit 0,410 % verzinst. Der Zins gilt für die gesamte Laufzeit. 

26. Der Betrieb hat ein Darlehen bei der WL Bank von T€ 364 prolongiert. Das Darlehen hat eine 

Laufzeit bis 2038 und wird jährlich mit 1,57 % verzinst.  

01.01.2018 Inanspruch-

nahme

Auflösung Zuführung 31.12.2018

T€ T€ T€ T€ T€
Entsorgung für Klärschlamm 410 388 22 48 48

Abwasserabgabe 79 75 4 75 75

Jahresabschluss 28 27 0 28 29

Urlaubsanspruch 19 19 0 17 17

536 509 26 168 169

2018 2017

T€ T€

Darlehensverbindlickeiten

Stand 01.01. 12.320 11.881

Umschuldung +/-              0 +/-           484  

Aufnahme 1.000 1.016

Tilgung 599 577

Stand 31.12 12.721 12.320

Kontokorrentverbindlichkeiten 2.031 492

Noch zu zahlende Zinsleistungen 10 10

Zinsabgrenzung 5 5

14.767 12.827
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27. Die übrigen Darlehen wurden planmäßig verzinst und getilgt. 

28. Der periodengerecht abgegrenzte Zinsaufwand (ohne Berücksichtigung des Swaps) betrug T€ 205. 

Der durchschnittliche Zinssatz beträgt 1,5 % p.a. (Vorjahr 1,8 % p.a.). 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen  € 494.241,33 

 31.12.2017 € 347.141,69 

29. Es handelt sich im Wesentlichen um Verbindlichkeiten aus getätigten Investitionen, Unter-

haltungsmaßnahmen, Klärschlammentsorgung sowie aus Strombezug.  

Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 

Versmold  € 576.009,10 

 31.12.2017 € 1.136.157,11 

30. Die Entwicklung im Einzelnen: 

 

31. Bei den langfristigen Verbindlichkeiten wurde ein von der Stadt Versmold im Rahmen der 

Gründung des Betriebes zur Verfügung gestelltes Darlehen ausgewiesen, welches im Berichtsjahr 

vollständig getilgt worden ist. 

32. Die Abwasserbeseitigung verfügt über ein eigenes Bankkonto bei der Stadtsparkasse Versmold. 

Der Zahlungsverkehr des Betriebes wird zunächst durch die Stadt Versmold über deren 

Bankkonten abgewickelt; dem Girokonto der Abwasserbeseitigung wird monatlich nachträglich 

der Saldo aus dem Zahlungsverkehr gutgeschrieben bzw. belastet. Der unter laufender 

Verrechnung mit der Stadt ausgewiesene Betrag (T€ 572) betrifft die im Berichtsjahr durch die 

Stadt Versmold geleisteten Zahlungen, die erst in 2019 dem Girokonto der Abwasserbeseitigung 

belastet wurden. 

2018 2017

T€ T€

Langfristig

Darlehensverbindlichkeit

Stand 01.01. 84 208

Tilgung 84 124

Stand 31.12. 0 84

Kurzfristig

lfd. Verrechnung 572 1.048

Hebedienst 4 4

576 1.052

576 1.136
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Sonstige Verbindlichkeiten  € 319.405,34 

 31.12.2017 € 212.252,68 

33. Ausgewiesen werden neben Überzahlungen (T€ 29) sowie Verbindlichkeiten gegenüber 

Mitarbeitern (T€ 9) auch die Verpflichtungen aus der Gebührennachkalkulation (T€ 282). 

B. Gewinn- und Verlustrechnung  

Umsatzerlöse  € 4.110.900,66 

 2017 € 4.074.730,42 

34. Im Einzelnen: 

 

35. Die Umsatzerlöse stiegen im Berichtsjahr um T€ 36 (0,9 %) auf insgesamt T€ 4.111. Insbesondere 

höhere Erträge aus dem Straßenentwässerungsteil (+T€ 75) und eine gestiegene 

Betriebskostenbeteiligung der Industrie (+T€ 61) führten zu dieser Entwicklung. Im Berichtsjahr 

wurde bei der Gebührennachkalkulation eine Überdeckung von T€ 139 ermittelt. 

36. Die Stadt erhebt die Kanalbenutzungsgebühren mit den Grundbesitzabgabenbescheiden und leitet 

sie an die Abwasserbeseitigung weiter. Die Schmutzwassergebühren werden nach der Abwasser-

menge berechnet, die auf dem an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossenen Grundstück 

anfällt und eingeleitet wird. Als Maßstab dient hierbei die im Vorjahr dem Grundstück zugeführte 

oder auf dem Grundstück gewonnene Wassermenge. Die Wassermenge kann geschätzt werden, 

wenn diese nicht auf andere Weise ermittelt werden kann oder wenn ein offenkundiges 

Missverhältnis von Gebühr und tatsächlicher Inanspruchnahme der Abwasseranlage eintritt. Bei 

Wohngrundstücken wird dabei ein Verbrauch von 130 Liter je Tag der am 1. Dezember des 

Vorjahres gemeldeten Personen zugrunde gelegt. Bei Nutzung zu anderen als Wohnzwecken sind 

Gleichwerte festgesetzt. Von der Wassermenge wird auf Antrag die Wassermenge abgesetzt, die 

nachweislich nicht in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet wurde. Die Regenwassergebühren 

2018 2017

T€ T€

Kanalbenutzungsgebühren 2.962 2.977

Straßenentwässerungsanteil 470 395

Betriebskostenbeteiligung der Industrie 404 343

Auflösung der Ertragszuschüsse 178 177

Gebühren für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungs-

anlagen 109 94

Einspeisevergütung KWK-G 44 44

Erstattung von Betriebskosten 16 18

Verwaltungskostenbeitrag Wasserbeschaffungsverband 15 15

Veränderung Verbindlichkeit für Überschüsse aus 

Gebührennachkalkulationen -107 0

Sonstiges 20 12

4.111 4.075
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werden nach den bebauten und befestigten Grundstücksflächen bemessen, die unmittelbar oder 

mittelbar an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind (Versiegelungsflächen). 

37. Die Gebührensätze für Schmutz- und Regenwasser wurden zum 1. Januar 2018 angepasst und 

betrugen im Berichtsjahr gemäß der Satzung für die Erhebung von Schmutz- und Regenwasser 

vom 23. Dezember 1996 i.d.F. der 11. Änderungssatzung vom 14. Dezember 2017 € 2,18 je m³ 

bzw. € 0,63 je m² (Vorjahr € 2,25 je m³ bzw. € 0,60 je m²). 

38. Die Erlöse aus der Schmutzwassergebühr nahmen aufgrund leicht geringerer Mengen und der 

Gebührensenkung um T€ 66 (3,1 %) auf T€ 2.043 ab. Unter Berücksichtigung der geschätzten 

Mengen entsprechen die Erträge einer abgerechneten Abwassermenge auf Basis des Frischwasser-

maßstabes von 937.017 m³; dies ist ein Rückgang um 240 m³ oder 0,03 % gegenüber dem Vorjahr. 

39. Die Erlöse von T€ 919 (Vorjahr T€ 868) aus der getrennt erhobenen Regenwassergebühr 

entsprechen rechnerisch einer veranlagten Fläche von 1.459.122 m². Die Flächenzunahme beträgt 

11.616 m² oder 0,8 %. Der Anstieg der Erlöse aus Regenwassergebühren um T€ 51 oder 5,9 % ist 

sowohl durch den Mengenanstieg als auch durch die Gebührenanhebung begründet. 

40. Von den Industriebetrieben, mit denen Verträge über die Beteiligung an den Betriebs- und den 

Sanierungskosten der Kläranlage Versmold geschlossen wurden, sind Betriebskostenanteile zu 

zahlen. Die um T€ 61 höhere Betriebskostenbeteiligung von T€ 404 ist neben gestiegenen 

anrechenbaren Betriebskosten auf höhere Abwassermengenanteile zurückzuführen. 

41. Von der Stadt Versmold sind entsprechend der Gebührenkalkulation für die Straßenentwässerung 

Gebühren zu zahlen. Seit dem 1. Januar 1997 erstattet die Stadt Versmold die Gesamtkosten der 

Regenwasserbeseitigung anteilig im Verhältnis der angeschlossenen Straßenflächen zu den 

insgesamt angeschlossenen Flächen. 

42. Die Auflösung der Ertragszuschüsse beträgt für Zugänge ab 2008 2,0 % der Ursprungswerte der 

passivierten Zuschüsse. 

43. Die Gebühren aus der Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen werden durch die Stadt 

Versmold mittels Einzelbescheid eingezogen und an die Abwasserbeseitigung weitergeleitet. 

Gemäß § 3 der Gebührensatzung vom 9. November 1992 und der 8. Änderungssatzung vom 

14. Dezember 2017 zur Entsorgungssatzung der Stadt Versmold sind seit dem 1. Januar 2018 für 

die Abfuhr von Fäkalschlamm (Kleinkläranlagen) bzw. Abwasser (abflusslose Gruben) je m³ 

Abfuhrmenge unverändert € 50,00 bzw. € 18,00 (Vorjahr € 15,50) zu entrichten. 

44. Durch die BHKWs an der Kläranlage Versmold zur Nutzung von Faulgasen konnten im Berichtsjahr 

Einspeisevergütungen gemäß KWK-G vereinnahmt werden. 
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45. Mit dem Verwaltungskostenbeitrag werden die Personalkosten für den Einsatz von Mitarbeitern 

für den Wasserbeschaffungsverband Sassenberg-Versmold-Warendorf abgegolten. 

46. Zur Deckung der Abwasserabgabe, die die Stadt anstelle der Kleineinleiter an das Land zu 

entrichten hat, erhebt die Stadt eine Kleineinleiterabgabe. Gemäß der Satzung für die Erhebung 

von Schmutz- und Regenwassergebühren vom 23. Dezember 1996 i.d.F. der 

11. Änderungssatzung vom 14. Dezember 2017 beträgt die Kleineinleiterabgabe unverändert 

€ 17,90 je Bewohner. Maßstab ist die Anzahl der am 1. Dezember des vorhergehenden 

Kalenderjahres bei der örtlichen Meldebehörde gemeldeten Bewohner des Grundstückes. 

Sonstige betriebliche Erträge  € 53.772,99 

 2017 € 29.156,67 

47. Im Einzelnen: 

 

48. Die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen betreffen mit T€ 22 im Wesentlichen die 

Rückstellungen für die Klärschlammentsorgung. 

Materialaufwand  € 1.078.727,25 

 2017 € 1.531.267,45 

49. Im Einzelnen: 

 

2018 2017

T€ T€

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 26 25

Schadensersatzleistungen 23 0

Auflösung Sonderposten für Investitionszuschüsse 3 3

Übrige 2 1

54 29

2018 2017

T€ T€

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 407 427

Aufwendungen für bezogene Leistungen 597 1.025

Abwasserabgabe 75 79

1.079 1.531
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50. Die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe im Einzelnen: 

 

51. Der Strombezug betrifft mit T€ 101 (Vorjahr T€ 115) die Kläranlage Versmold sowie mit T€ 64 

(Vorjahr T€ 63) die Pumpwerke. Der Rückgang der Strombezugsaufwendungen ist mengen-

bedingt. Die abgerechnete Strommenge für die Kläranlage Versmold betrug 464 MWh (Vorjahr 

539 MWh). 

52. Der Chemikalienbezug betrifft Verbrauchsstoffe für die Kläranlagen. Im Wesentlichen sind hier mit 

T€ 58 (Vorjahr T€ 81) Aufwendungen für Flockungsmittel enthalten, die für die direkt auf der 

Kläranlage durchgeführte Klärschlammentwässerung erforderlich sind. Darüber hinaus 

entstanden Aufwendungen für Eisenchlorid (T€ 20; Vorjahr T€ 16) und für Aluminiumchlorid 

(unverändert T€ 27). 

53. Unter "Sonstiges" sind u.a. Aufwendungen für Werkzeuge und Ersatzteile T€ 70 (Vorjahr T€ 61) 

sowie Dienst- und Schutzkleidung T€ 5 (Vorjahr T€ 6) erfasst. 

54. Die Aufwendungen für bezogene Leistungen setzen sich wie folgt zusammen: 

 

55. Die Klärschlammbeseitigung wird ausschließlich durch Fremdfirmen durchgeführt. Im 

Wirtschaftsjahr 2018 wurden 3.332 Tonnen (Vorjahr 2.825 Tonnen) Klärschlamm entsorgt. 

Hiervon betrafen 2.897 Tonnen die Inanspruchnahme der zum Vorjahresbilanzstichtag hierfür 

gebildeten Rückstellung. Im Berichtsjahr wurde eine Rückstellung für die noch ausstehende 

Beseitigung des Klärschlamms in Höhe von T€ 48 gebildet; die Bewertung erfolgte zu 

Marktpreisen. 

2018 2017

T€ T€

Strombezug 165 178

Chemikalien u.ä. 115 133

Labormaterialien 44 38

Unterhaltung Kraftfahrzeuge 4 5

Sonstiges 79 73

407 427

2018 2017

T€ T€

Unterhaltung der Kläranlage 305 192

Klärschlammbeseitigung 137 643

Unterhaltung des Kanalnetzes 70 107

Abfuhr Grundstücksentwässerungsanlagen 41 32

Untersuchungskosten 23 27

Entsorgung Rechengut, Fett, Sand u.ä. 10 17

Sonstiges 11 7

597 1.025
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56. Die Aufwendungen für die Unterhaltung der Kläranlage liegen um T€ 113 über dem Vorjahres-

niveau. Die Aufwendungen des Berichtsjahres beinhalten die Unterhaltung der Kläranlage sowie 

auch die Aufwendungen für Wartung und Unterhaltung der BHKW-Anlage. 

57. Die Aufwendungen für die Unterhaltung des Kanalnetzes sind gegenüber dem Vorjahr um T€ 37 

zurückgegangen, was auf geringere Aufwendungen für Sanierungsarbeiten von Schächten 

zurückzuführen ist. 

58. Die Aufwendungen für Untersuchungskosten betreffen die Abwasser-, Boden- und Klärschlamm-

untersuchungen und sind im Berichtsjahr leicht zurückgegangen. 

59. Die Aufwendungen für Rechengut und Sandfangrückstände fielen für die Beseitigung von groben 

Inhaltsstoffen aus dem Einlauf der Kläranlage und bei der Kanalreinigung an. 

60. Die Position Sonstiges enthält Fremdleistungen für Kfz und Transportkosten.  

61. Für die voraussichtlich an das Land Nordrhein-Westfalen noch zu entrichtende Abwasserabgabe 

für das Wirtschaftsjahr 2018 wurde eine Rückstellung gebildet (T€ 75; Vorjahr T€ 79).  

Personalaufwand  € 622.337,41 

 2017 € 624.669,24 

(davon für Altersversorgung € 37.870,77; 

Vorjahr € 38.642,41)    

62. Zusammensetzung: 

2018 2017

T€ T€

Löhne und Gehälter 486 489

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für 

Unterstützung 136 136

622 625  

63. Im Durchschnitt beschäftigte der Betrieb zehn (Vorjahr elf) Mitarbeiter. 

64. Zusammensetzung der Löhne und Gehälter: 

 

65. Im Berichtsjahr galt der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD). Danach erhöhten sich die 

Entgelte zum 1. März 2018 um durchschnittlich 3,19 %. 

2018 2017

T€ T€
Entgelte 488 484

Veränderung Urlaubsrückstellung -2 5

486 489
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66. Zusammensetzung der sozialen Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für 

Unterstützung: 

2018 2017

T€ T€

Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung 95 95

Beiträge zur Zusatzversorgungskasse 38 39

Sonstiges (u.a. Gemeindeunfallversicherung) 3 2

136 136  

67. Die Umlage zur "Kommunale Versorgungskassen Westfalen-Lippe" beträgt unverändert 4,5 % der 

umlagepflichtigen Entgelte; zusätzlich wurde ein Sanierungsgeld von unverändert 3,25 % der 

zusatzversorgungspflichtigen Entgelte erhoben.  

Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen  € 1.297.927,00 

 2017 € 1.243.398,21 

68. Siehe Aktivposten "Immaterielle Vermögensgegenstände" und "Sachanlagen".  

Sonstige betriebliche Aufwendungen  € 313.351,49 

 2017 € 316.172,67 

69. Im Einzelnen: 

 

70. Der Anstieg der EDV-Kosten ist im Wesentlichen durch erhöhte Aufwendungen für 

Dienstleistungen bezüglich der Kanaldatenbank verursacht.  

71. Die Personalgestellung bezieht sich auf die Weitergabe der Kosten eines bei der Kläranlage tätigen 

Auszubildenden durch den Wasserbeschaffungsverband. 

2018 2017

T€ T€

Verwaltungskostenbeitrag 155 152

EDV-Kosten 43 34

Beratungs-/Jahresabschluss-/Gutachteraufwand 41 53

Versicherungsaufwand 16 15

Personalgestellung 15 0

Post- und Telefonkosten 8 10

Überlassung von Hebedaten 4 4

Verluste aus Anlagenabgängen 2 8

Aus- und Fortbildungskosten 2 3

Erbbauzinsen 2 1

Sonstiges 25 36

313 316
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72. Unter Sonstiges werden unter anderem Aufwendungen für Reisekosten, Büromaterialien und 

Mitgliedsbeiträge ausgewiesen. 

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  € 0,00 

 2017 € 573,00 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen  € 248.771,17 

 2017 € 273.734,01 

73. Ausgewiesen werden ausschließlich Darlehenszinsen (einschließlich SWAP). 

Ergebnis nach Steuern  € 603.559,33 

 2017 € 115.218,51 

Sonstige Steuern  € 695,00 

 2017 € 823,00 

74. Es handelt sich um Kfz-Steuer. 

Jahresüberschuss  € 602.864,33 

 2017 € 114.395,51 
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Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720) 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-

dualisierte Offenlegung der Organbezüge  

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Kon-

zernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des 

Unternehmens bzw. des Konzerns?  

Es besteht eine Zuständigkeitsordnung für die Ausschüsse der Stadt Versmold und für den 

Bürgermeister. Ein Geschäftsverteilungsplan für die Betriebsleitung liegt nicht vor, da im 

Jahr 2018 nur ein Betriebsleiter bestellt war. Die Aufgaben der Betriebsleitung sind in § 3 

der Betriebssatzung genannt. 

Überwachungsorgan der Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss. Einzelheiten zur Zusam-

mensetzung und zu den Aufgaben des Betriebsausschusses sind in § 4 der Betriebssatzung 

geregelt. 

Die Stadtvertretung entscheidet gemäß § 5 der Satzung in allen Angelegenheiten, die ihr 

durch die Gemeindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung oder die Hauptsatzung vorbehal-

ten sind. 

Die Satzungsregelungen ermöglichen bei den bestehenden betrieblichen Verhältnissen eine 

sachgerechte Aufgabenverteilung. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie-

derschriften hierüber erstellt?  

Im Berichtsjahr fand eine Betriebsausschusssitzung am 28. November 2018 statt. Die Nieder-

schrift lag uns vor. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind 

die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  

Nach den uns erteilten Auskünften war Herr Michael Meyer-Hermann (Betriebsleiter) aus 

seinem Hauptamt als Bürgermeister der Stadt Versmold gemäß § 113 Abs. 2 GO NRW Mit-

glied folgender Gremien: 

 Aufsichtsrat der Stadtwerke Versmold GmbH 

 Aufsichtsrat der Kreiswohnstättengenossenschaft Halle (Westf.) eG 

 Aufsichtsrat der Stadtwerke Harsewinkel GmbH 
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 Verwaltungsrat der Stadtsparkasse Versmold (Vorsitzender) 

 Verbandsversammlung des Sparkassenverbandes Westfalen-Lippe 

 Verbandsversammlung des Zweckverbandes INFOKOM Gütersloh - Zweckverband für 

kommunale Informations- und Kommunikationstechnik 

 Verbandsversammlung des Zweckverbandes VHS Ravensberg 

 Verbandsversammlung des Wasserbeschaffungsverbandes Sassenberg-Versmold-Wa-

rendorf 

 Verbandsversammlung des Zweckverbandes Gewerbe- und Industriegebiet Borgholz-

hausen/Versmold 

 Kuratorium des Christlichen Jugenddorfwerks Deutschland (CJD) in Versmold 

 Gesellschafterversammlung der Kommunale Beteiligung Lokalfunk Kreis Gütersloh 

 Mitgliederversammlung der GUV Münster 

 Mitgliederversammlung der GVV Köln 

 Mitgliederversammlung der Elektrizitätsgenossenschaft eG Oesterweg 

 Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebundes NRW 

 1. Vorsitzender des LAG GT 8 e.V. (Vital.NRW) 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individu-

alisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, er-

folgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewie-

sen? Falls nein, wie wird dies begründet?  

Die Organmitglieder erhielten im Berichtsjahr vom Betrieb keine Vergütungen. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen  

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus 

dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse er-

sichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?  

Ein Organisationsplan liegt nicht vor. Organisatorisch ist der Betrieb jedoch ausreichend 

strukturiert.  

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?  

Entfällt. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumen-

tiert?  

Eine Dienstanweisung der Stadt Versmold zur Vorbeugung von Korruption und zum Schutz 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter liegt vor und gilt gleichermaßen für den Betrieb. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungspro-

zesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-

nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten 

werden?  

Es gibt keine Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwaltung, 

EDV)?  

Die bestehenden Verträge werden bei der Stadtverwaltung Versmold gesammelt und dort 

hinterlegt. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 

der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den Bedürfnis-

sen des Unternehmens?  

Das Planungswesen entspricht den Anforderungen an das planerische Vorgehen eines or-

dentlichen und gewissenhaften Kaufmanns. Alle wesentlichen Informationen sind verarbei-

tet und die der Planung zugrunde liegenden Annahmen sind realistisch und widerspruchs-

frei. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?  

Den Ursachen für Planabweichungen wird nachgegangen. Bei grundlegenden Abweichun-

gen erfolgt eine Neuplanung (Nachtragswirtschaftsplan bzw. interne Umgliederung). 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den be-

sonderen Anforderungen des Unternehmens?  

Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den Anforderungen des Betriebes. Gemäß 

§ 6 Abs. 2 KAG sind die am Ende eines Kalkulationszeitraumes verbleibenden Kostenüberde-

ckungen des Gebührenhaushaltes innerhalb der nächsten vier Jahre durch Erhebung einer 

nicht kostendeckenden Gebühr auszugleichen. Die Gebührennachkalkulationen für das 

Wirtschaftsjahr 2018 ergaben Gebührenüberdeckungen. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskon-

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  

Der Betrieb führt regelmäßig Liquiditätskontrollen durch. Lang- und mittelfristige Planun-

gen erfolgen im Zusammenhang mit der Aufstellung des Wirtschaftsplanes. Die Abwasserbe-

seitigung verfügt über ein eigenes Bankkonto bei der Stadtsparkasse Versmold. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden 

sind?  

Siehe Antwort zu 3 d). Anhaltspunkte, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehal-

ten worden sind, ergaben sich nicht. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist 

durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah 

und effektiv eingezogen werden?  

Die Abrechnung der Abwassergebühr erfolgt einmal jährlich über den Grundbesitzabgaben-

bescheid der Stadt Versmold; unterjährig werden vierteljährliche Abschläge eingezogen. 

Für einige Industriekunden werden ebenfalls vierteljährliche Abschläge erhoben. Im Folge-

jahr erfolgt eine Endabrechnung anhand der tatsächlich entstandenen Kosten bzw. Ver-

brauchsmengen. 

Das bestehende Mahnwesen gewährleistet einen effektiven Einzug ausstehender Forderun-

gen. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es 

alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?  

Aufgrund der geringen Betriebsgröße ist ein umfängliches Controlling nicht eingerichtet. Es 

erfolgt eine unterjährige Überwachung der Betriebs- und Investitionskosten durch die Be-

triebsleitung. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung 

der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung be-

steht?  

Entfällt. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem  

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt 

werden können?  

Das im Betrieb eingerichtete Früherkennungssystem gewährleistet die rechtzeitige Erken-

nung von Risiken. Frühwarnsignale sind definiert. Derzeit werden für den Betrieb keine den 

Fortbestand gefährdenden Risiken gesehen. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?  

Im Hinblick auf die Größe des Betriebes erfüllen die Maßnahmen ihren Zweck. Anhalts-

punkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden, ergaben sich nicht. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?   

Die Maßnahmen werden ausreichend dokumentiert. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-

tuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und 

angepasst?  

Die Frühwarnsignale und die Maßnahmen werden mit dem aktuellen Geschäftsumfeld abge-

stimmt. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate  

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumen-

ten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? 

Dazu gehört:  

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?  

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen eingesetzt 

werden?  

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang 

dürfen offene Posten entstehen?  

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zuläs-

sig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B. antizipatives 

Hedging)?  

Der Geschäftsumfang zu Termingeschäften ist nicht grundsätzlich geregelt; die Betriebslei-

tung holt sich im Einzelfall die Zustimmung des Betriebsausschusses ein. 
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Im Jahr 2006 hat der Betrieb mit der WestLB AG (jetzt: Portigon/Erste Abwicklungsanstalt), 

Düsseldorf, einen Zinsswap mit einer Laufzeit vom 26. Juli 2006 bis 29. März 2019 verein-

bart. Die Bezugsbeträge entsprechen dem Tilgungsplan eines bis zum 30. März 2009 von der 

Eurohypo AG, Eschborn, gewährten Darlehens. Nach Umschuldung des Darlehens zu diesem 

Termin ist die Stadtsparkasse Versmold Darlehensgeber. Im Rahmen der Swap-Vereinba-

rung zahlt der Betrieb an die Erste Abwicklungsanstalt während der gesamten Laufzeit einen 

Zinssatz von 4,53 % p.a., falls der 3-Monats-Euribor kleiner oder gleich 6,00 % p.a. ist, an-

sonsten den 3-Monats-Euribor. Bis zum Ende der Zinsbindungsfrist des Darlehens am 

30. März 2009 zahlte die Erste Abwicklungsanstalt an den Betrieb einen festen Zins von 

5,64 % p.a., danach bis zum Ende der Laufzeit einen variablen Zinssatz (3-Monats-Euribor).  

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 

und zur Risikobegrenzung?  

Nein. 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumenta-

rium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf   

 Erfassung der Geschäfte  

 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse  

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung  

 Kontrolle der Geschäfte?  

Ein entsprechendes Instrumentarium steht nicht zur Verfügung. 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-

schäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?  

Entfällt. 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?  

Arbeitsanweisungen wurden nicht erlassen. 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offe-

nen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?  

Ja, soweit erforderlich im Rahmen der Berichte an den Betriebsausschuss. 
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Fragenkreis 6: Interne Revision  

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi-

sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch 

eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ 

Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?  

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernre-

vision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare 

Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? 

Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen 

hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?  

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?  

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um wel-

che handelt es sich?  

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi-

sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/ 

Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?  

a) bis f) Eine Innenrevision ist nicht eingerichtet. 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-

sen des Überwachungsorgans  

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsor-

gans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden 

ist?  

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte und Maßnahmen sind in § 4 der Betriebssatzung 

aufgeführt. Bei unserer Prüfung fanden wir keine Anhaltspunkte, dass die vorherige Zustim-

mung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnah-

men fehlte. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?  

Derartige Kreditgewährungen liegen nach Auskunft der Betriebsleitung nicht vor. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähn-

liche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden 

sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?  

Eine Zerlegung von Maßnahmen in Teilmaßnahmen haben wir nicht festgestellt. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-

chungsorgans übereinstimmen?  

Nach der Neufassung der EigVO NRW ist die in der Betriebssatzung enthaltene Verlänge-

rungsoption für die Aufstellung des Jahresabschlusses auf sechs Monate nach Ende des Wirt-

schaftsjahres nicht mehr vorgesehen; wir empfehlen die Betriebssatzung entsprechend der 

Vorgaben des § 26 EigVO NRW, Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes bis 

zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres, anzupassen. 

Im Übrigen fanden wir keine Anhaltspunkte dafür, dass die Geschäfte nicht im Einklang mit 

den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung stehen oder dass 

notwendige Einwilligungen und Genehmigungen fehlten. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen  

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirt-

schaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?  

Investitionsentscheidungen werden unter Beachtung gesetzlicher Auflagen nach wirtschaft-

lichen Gesichtspunkten getroffen und in den Wirtschaftsplan aufgenommen. Die Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit wesentlicher Investitionen werden - soweit erkennbar - geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung 

nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen 

(z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?   

Es ergaben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-

mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-

möglichen. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend über-

wacht und Abweichungen untersucht?  

Die Überwachung erfolgt durch regelmäßige Investitionsplankontrollen (Soll-Ist-Verglei-

che). 
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d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn 

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?  

Nein, wesentliche Überschreitungen unter Berücksichtigung der Vorjahresansätze haben 

sich bei abgeschlossenen Maßnahmen nicht ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Aus-

schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?  

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen  

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, 

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?  

Eindeutige Anhaltspunkte für Verstöße gegen Vergaberegelungen haben wir nicht festge-

stellt. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote 

(z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?  

Sofern keine Vergaberegelungen erforderlich sind, werden Konkurrenzangebote nach den 

uns erteilten Auskünften regelmäßig eingeholt. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan  

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?  

Gemäß § 20 EigVO NRW hat die Betriebsleitung den Bürgermeister und den Betriebsaus-

schuss vierteljährlich einen Monat nach Quartalsende über die Entwicklung der Erträge und 

Aufwendungen sowie die Abwicklung des Vermögensplanes schriftlich zu unterrichten. Die 

Mitglieder des Betriebsausschusses wurden schriftlich über die Entwicklung des ersten und 

zweiten Quartals am 4. Mai bzw. am 31. Juli 2018 informiert. In der Betriebsausschusssit-

zung erst am 28. November 2018 erfolgte die Zwischenberichterstattung für die ersten drei 

Quartale des Berichtsjahres. 

Nach der Neufassung der EigVO NRW ist die in der Betriebssatzung enthaltene Verlänge-

rungsoption von der quartalsweisen auf eine halbjährliche Berichterstattung nicht mehr vor-

gesehen; die Betriebssatzung ist entsprechend anzupassen. 
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b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-

nehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?  

Nach unserer Einschätzung vermitteln die vorliegenden Berichte an den Betriebsausschuss 

zum Zeitpunkt der Berichtserstattung einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage 

des Betriebes. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter-

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abge-

wickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-

sungen vor und wurde hierüber berichtet?  

Aufgrund der Durchsicht der Protokolle der Betriebsausschusssitzungen ist festzustellen, 

dass das Überwachungsorgan von der Betriebsleitung über wesentliche Vorgänge unterrich-

tet wurde. Wir fanden bei unserer Prüfung keine Anhaltspunkte für ungewöhnliche, risiko-

reiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf des-

sen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?  

Besondere Themenwünsche lagen nicht vor. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder un-

ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  

Anhaltspunkte für eine unzureichende Berichterstattung gibt es nicht; wir verweisen auf un-

sere Antwort zu a). 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden 

Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?  

Nein. Nach Auskunft der Betriebsleitung besteht bei der Stadt Versmold eine Eigenschaden-

versicherung bei der GVV Kommunal VVaG, Köln, mit einer Deckungssumme von T€ 100. 

Diese Versicherung gilt auch für die eigenbetriebsähnliche Einrichtung. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsor-

gans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?  

Derartige Interessenkonflikte lagen nach Auskunft der Betriebsleitung nicht vor. 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven  

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?  

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang ist nicht vorhan-

den. 
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b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  

Nein. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bi-

lanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegen-

stände wesentlich beeinflusst wird?  

Ob insbesondere im Anlagevermögen wesentliche stille Reserven vorhanden sind, lässt sich 

im Rahmen einer Abschlussprüfung nicht abschließend beurteilen. 

Fragenkreis 12: Finanzierung  

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-

tungen finanziert werden?  

Das Eigenkapital beträgt zum Bilanzstichtag € 10,9 Mio. Externe Finanzierungsquellen be-

treffen langfristige Darlehen mit € 12,7 Mio. Wesentliche Investitionsverpflichtungen be-

standen zum Abschlussstichtag nicht.  

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-

nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?  

Entfällt. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien 

der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbun-

denen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?  

Im Berichtsjahr erhielt der Betrieb keine Zuschüsse.  

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat-

tung?  

Der Anteil des Eigenkapitals ist mit 35,6 % bezogen auf die aufbereitete Bilanzsumme aus-

reichend hoch. Finanzierungsprobleme traten nicht auf. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?  

Der Jahresüberschuss (T€ 603) soll als Teil der Eigenkapitalverzinsung (T€ 623) an die Stadt 

Versmold abgeführt werden. Die Ergebnisverwendung ist wirtschaftlich vertretbar. 
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Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit   

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzern-

unternehmen zusammen?  

Der Betrieb ist ausschließlich in der Abwasserentsorgung tätig. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?   

Das Jahresergebnis wurde nicht von einmaligen Vorgängen geprägt.  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbezie-

hungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unange-

messenen Konditionen vorgenommen werden?  

Anhaltspunkte, dass Leistungsbeziehungen mit der Stadt Versmold zu unangemessenen 

Konditionen abgewickelt werden, haben sich nicht ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?  

Entfällt. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen  

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

Derartige verlustbringende Einzelgeschäfte liegen nicht vor. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-

nahmen handelt es sich?  

Entfällt. 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Ertragslage  

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?  

Entfällt. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-

ternehmens zu verbessern? 

Um eine Gebührenstabilität zu gewährleisten, werden Möglichkeiten zur Aufwandssenkung 

konsequent umgesetzt. 
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Rechtliche Verhältnisse 

Gründung Am 18. Mai 1993 beschloss die Stadtvertretung der Stadt 

Versmold, die Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold ab 

dem 1. Januar 1994 gemäß § 107 Abs. 2 GO NRW nach den 

Vorschriften über Eigenbetriebe zu führen. 

Name Abwasserbeseitigung der Stadt Versmold 

Sitz Versmold 

Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

Betriebssatzung Die derzeit gültige Betriebssatzung wurde am 14. September 

2007 von der Stadtvertretung beschlossen und trat am 

1. Oktober 2007 in Kraft.  

Zweck Zweck des Eigenbetriebes ist die Beseitigung des auf dem 

Gebiet der Stadt Versmold anfallenden Abwassers 

(Schmutzwasser und Niederschlagswasser) und der Betrieb 

der dazu notwendigen Anlagen (§ 1 der Betriebssatzung). 

Stammkapital Gemäß § 11 der Betriebssatzung:  

€ 1.022.583,76 

Organe Organe des Betriebes sind die Stadtvertretung der Stadt, der 

Betriebsausschuss und der Betriebsleiter. 

Betriebsleitung Herr Michael Meyer-Hermann (Betriebsleiter) 

Herr Dirk Niggemann (stellvertr. Betriebsleiter) 

Stadtvertretung Gemäß § 5 der Betriebssatzung entscheidet die Stadtvertre-

tung der Stadt Versmold in allen Angelegenheiten, die ihr 

durch die Gemeindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung 

oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 

Betriebsausschuss Der Betriebsausschuss besteht gemäß § 4 der Betriebssat-

zung bzw. gemäß Beschluss der Stadtvertretung vom 

13. Oktober 2004 aus elf Mitgliedern. Er entscheidet in allen 

Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung und 

durch die Eigenbetriebsverordnung übertragen worden sind. 

Weitere Aufgaben sind in § 4 Abs. 2 der Satzung geregelt. 

Die Mitglieder sind im Anhang (Anlage II) benannt. 
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Beschlüsse In der Sitzung der Stadtvertretung der Stadt Versmold vom 

13. Dezember 2018 wurde der mit dem uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2017 festgestellt; ferner wurde beschlossen, 

den Jahresüberschuss 2017 von € 114.395,51 als Eigenkapi-

talverzinsung an den Haushalt der Stadt abzuführen.  

Der Betriebsausschuss erteilte der Betriebsleitung in der Be-

triebsausschusssitzung am 20. November 2018 für das Wirt-

schaftsjahr 2017 Entlastung. 

Die Stadtvertretung der Stadt Versmold erteilte dem Be-

triebsausschuss am 20. November 2018 für das Wirtschafts-

jahr 2017 Entlastung. 

Offenlegung Vorjahresabschluss Der von uns erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk 

wurde von der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen in Herne am 15. Januar 2019 unverändert über-

nommen. 

Auf die Bekanntmachungen im Internet wurde im Aushang-
kasten am Rathaus in der Zeit vom 28. Januar bis 5. Februar 

2019 hingewiesen. 

Rechtsbeziehungen zu 

Kunden 

Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Versmold vom 

15. Februar 2011 i.d.F. vom 18. Dezember 2014. 

Kanalanschlussbeitragssatzung der Stadt Versmold vom 

14. November 1980 i.d.F. vom 14. Dezember 2001. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2018 gilt die Satzung für die 

Erhebung von Schmutz- und Regenwassergebühren zur De-

ckung der Kosten der leitungsgebundenen Abwasserbeseiti-

gung in der Stadt Versmold sowie zur Abwälzung der Ab-

wasserabgabe vom 23. Dezember 1996 i.d.F. vom 14. De-

zember 2017. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2019 gilt die Satzung für die 

Erhebung von Schmutz- und Regenwassergebühren zur De-

ckung der Kosten der leitungsgebundenen Abwasserbeseiti-

gung in der Stadt Versmold sowie zur Abwälzung der Ab-
wasserabgabe vom 23. Dezember 1996 i.d.F. vom 

18. Dezember 2018. 

Satzung der Stadt Versmold über die Entsorgung von nicht-

leitungsgebundenen Grundstücksentwässerungsanlagen - 

Entsorgungsgebührensatzung - vom 9. November 1992 i.d.F. 

vom 14. Dezember 2017, die Änderung trat zum 1. Januar 

2018 in Kraft. 

Satzung der Stadt Versmold über die Entsorgung von nicht-

leitungsgebundenen Grundstücksentwässerungsanlagen - 

Entsorgungsgebührensatzung - vom 9. November 1992 i.d.F. 

vom 18. Dezember 2018, die Änderung trat zum 1. Januar 

2019 in Kraft. 

 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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